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Einleitung

»Hier entstehen für Berlin: Räume für Kunst, Kultur, Soziales« war im September 
2015 auf einem großen Banner am ehemaligen Haus der Statistik, dessen Abriss 
eigentlich schon feststand, zu lesen. Es war in einer künstlerischen Protestaktion von 
der Allianz bedrohter Berliner Atelierhäuser (AbBA) angebracht worden, um auf 
einen Missstand hinzuweisen: den Leerstand bundeseigener Immobilien in Erwar-
tung einer profitablen Neubebauung bei gleichzeitigem dringenden Bedarf für nicht-
kommerzielle Räume in der Innenstadt. Drei Jahre später, nach einigem Ringen mit 
dem Bund und dem Berliner Finanzsenat sieht es aus, als könnte das Fake-Bauschild 
erneut angebracht werden – mit einer kleinen Modifikation: Räume für Verwaltung, 
Kunst, Kultur, Soziales, Bezirkliches und zum Wohnen sollen nämlich nun bald 
Wirklichkeit werden. Ein kleines Wunder?

Die immobilienwirtschaftliche Aufwertung insbesondere in den größeren Städten 
führt vielerorts zu Problemen – Spekulation mit Boden, Knappheit von bezahlbarem 
Wohnraum und Verdrängung von Bewohner:innen und weniger profitträchtigen 
Nutzungen von innerstädtischem Raum und Boden sind die Folge. Diese Entwick-
lungen, die oft als Symptome neoliberaler Stadtentwicklung gesehen werden, werden 
von urbanen Protestbewegungen begleitet, die in unterschiedlicher Weise ein »Recht 
auf Stadt« einfordern, sich gegen Ausschlüsse und die Marginalisierung von Stadt
bewohner:innen positionieren, für eine bezahlbare Miete demonstrieren und sich 
aktiv in die Stadtpolitik einmischen. Diese Recht-auf-Stadt-Bewegungen sowie die 
auf Henri Lefebvre zurückgehende Theorie sind insbesondere in der kritischen Stadt-
forschung seit einigen Jahren Gegenstand reger Auseinandersetzungen, wenn nicht 
gar ein Hype-Thema, das mit Hoffnungen auf eine alternative Stadtproduktion ver-
bunden ist, die u. a. den Gebrauchswert über den Tauschwert stellt. In diese Richtung 
scheint auch die untersuchte Initiative zu argumentieren, wenn sie den Anspruch 
formuliert, dass »das Recht auf Stadt professionell [wird]« (vgl. Schmidt et al. 2016: 
21).

Parallel zu diesen Ansätzen mit utopisch-idealistischem Gehalt, formiert sich, 
vielleicht aus der Wohnungsnot heraus, auch in bürgerlicheren Kreisen ein zuneh-
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mendes Interesse an zumindest nicht vorwiegend profitorientierten Räumen1. Ein 
solches Engagement für bezahlbare Räume geschieht im wiederentdeckten Kons
trukt von Wohnungsbaugenossenschaften, in selbstorganisierten urbanen Gärten, in 
Hausprojekten mit dem Mietshäuser-Syndikat oder in verschiedenen Stadtent
wicklungsprojekten, die eine gemeinwohlorientierte, kooperative Immobilien
entwicklung an einem konkreten Ort zum Ziel haben und mehr Partizipation und 
Kooperation in der Stadtentwicklung einfordern. Um verstreute Ansätze dieser Art 
und das Erfahrungswissen aus solchen Projekten praxisorientiert zu bündeln, enga-
giert sich insbesondere die Montag Stiftung Urbane Räume seit einigen Jahren mit 
dem Ziel, verschiedene Agierende in diesem Feld zu vernetzten und mit gemein
samen Forderungen an die Politik zu erarbeiten, um die Entstehung ähnlicher Pro-
jekte zu erleichtern. Ein begleitendes Forschungsvorhaben läuft derzeit im Auftrag 
des BBSR (2017 – i. E.) unter dem Titel Gemeinwohlorientierte Initiativen in der Quar-
tiersentwicklung – auch mit dem instrumentalisierenden Ziel »die Bedeutung [von 
selbstverwalteten Einrichtungen] für die Quartiersentwicklung in benachteiligten 
Stadtquartieren« zu untersuchen. Eine Ähnliche Stoßrichtung verfolgt die Stadt
macherstudie (Beck et al. 2017) im Auftrag des Bundesverbandes für Wohnen und 
Stadtentwicklung (vhw) e. V., die die Rolle sogenannter »neuer Intermediärer« u. a. in 
der Stadtentwicklung untersucht – so auch die der Initiative Haus der Statistik. 

In der vorliegenden Arbeit wurde in Form einer Fallstudie untersucht, unter wel-
chen Rahmenbedingungen die (kooperative) Stadtentwicklung und die Umsetzung 
des Projekts am Alexanderplatz stattfindet. Schließlich möchte ich die Frage klären, 
was die Initiative Haus der Statistik ist, welche Interessen sie hat und welche Ziele sie 
mit welchen Mitteln verfolgt. Am Ende möchte ich eine Einschätzung wagen, inwie-
weit das Projekt in der Recht-auf-Stadt-Bewegung verankert ist oder einer kooperati-
ven Stadtentwicklung entspricht.

Dafür wurden fünf leitfadengestützte Experteninterviews geführt, davon zwei mit 
Sprechern der Initiative sowie drei mit unterschiedlichen Kooperationspartnern2 der 

1	 Ein vor kurzem bei SpiegelOnline erschienener Artikel (Schneider 2018) über das 
Mietshäuser-Syndikat kann als Symptom dessen interpretiert werden.

2	  Es handelt sich bei den Interviewpartnern durchgehend um Männer – ein Um-
stand, der nicht darauf beruht, dass es nur männliche Experten und Beteiligte in 
diesem Feld gibt, sondern sich im Laufe des Forschungsprozesses »so ergeben« hat.
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Initiative aus Politik und Verwaltung. Weiterhin wurden publizierte, online ab
rufbare Materialien der Initiative Haus der Statistik ausgewertet und verschiedene 
Vernetzungstreffen der Initiative besucht.

Die Arbeit gliedert sich in sechs Kapitel. Zunächst erfolgt eine Beschreibung des 
qualitativen Forschungsansatzes und der Methoden (insbesondere der Experten
interviews), um dann im zweiten Kapitel einen Überblick über den Forschungsstand 
zur Recht-auf-Stadt-Bewegung im Kontext neuer sozialer Bewegungen einerseits und 
zur Kooperation in der Stadtentwicklung andererseits zu geben, an den sich eine 
Übersicht über die jüngere Stadtentwicklung Berlins in Wechselwirkung mit so
zialen Bewegungen anschließt. Im dritten Kapitel werden der untersuchte Fall, seine 
Genese und die Rahmenbedingungen, unter denen das kooperative Stadtentwick-
lungsprojekt stattfindet, ausführlich dargestellt, um dann im vierten Kapitel die Ini-
tiative Haus der Statistik mit ihrer Agierendenkonstellation und ihren Handlungs-
weisen genauer zu betrachten. Im darauffolgenden Teil werden die Ergebnisse der 
Experteninterviews und sich daraus ergebende Erkenntnisse dargestellt um dann im 
letzten Kapitel, dem Fazit, zu einer Zusammenfassung der Erkenntnisse und der Klä-
rung der Fragestellung zu gelangen und mit Schlussbetrachtungen zu dieser Arbeit 
zu enden.
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1	 Methodik
Forschungsdesign

Um die Arbeit der Initiative aus möglichst großer Nähe erforschen zu können, 
entschied ich mich für einen qualitativen Forschungsansatz, der es erlaubt, eigene 
Daten zu generieren. Das sich dazu aufdrängende Forschungsdesign ist die Fall
studie, der es um die »möglichst genaue Beschreibung oder Rekonstruktion eines 
Einzelfalls« geht (Flick 2012: 177), der untersucht wird, »weil er als ein typisches oder 
besonders aufschlussreiches Beispiel für ein allgemeineres Problem gilt« (Flick 2012: 
178). Es kommt in dieser Arbeit ein Methodenmix zum Einsatz, der in der Praxis »als 
ein zentrales Merkmal der Stadtforschung beschrieben werden kann« (Eckardt 2014: 
97) und sich als methodologische Triangulation zwischen verschiedenen Methoden 
(between-method) in Anlehnung an Denzin (1989: 237–241, zit. nach Flick 2012: 519 f.) 
beschreiben lässt. Die in dieser Arbeit verwendeten Methoden sind Literaturre
cherche, Leitfadengestützte Experteninterviews, Beobachtungen sowie die Sekun-
däranalyse von Dokumenten. 

Interviews

Leitfaden
Nach einer anfänglich kursorischen Recherchearbeit zu diesem konkreten Fall 

sowie zu kooperativer Stadtentwicklung, urbanen sozialen Bewegungen und 
Recht-auf-Stadt-Initiativen im Allgemeinen, begann ich im November 2017 damit, 
nach potenziellen Interviewpartner:innen zu suchen und einen Leitfaden auszu
arbeiten, der verschiedene sich mir bei der Betrachtung des Falls aufdrängenden the-
matische Aspekte abfragen sollte. Zu diesen Themen gehörten:
·	 Berlin als Standort der Kunstproduktion (im Bezug zum Stadtmarketing und 

Creative-City-Diskurs)
·	 Rolle der Professionalität der Agierenden
·	 Sichtweisen auf »Kooperation« in der Stadtentwicklung
·	 Städtebaulicher »Paradigmenwechsel« am Alexanderplatz
·	 Rolle des Ortes für das Projekt
·	 durch das Projekt tangierte Probleme in der Stadtentwicklung Berlins
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Sampling und Zugang zum Feld
Schließlich erfolgte eine Recherche zu den unmittelbar in der Initiative maßgeb-

lich Beteiligten sowie erste persönliche Anfragen an mögliche Interviewpartner:in-
nen per E-Mail. Das Sampling der »ausgewählten« Experten erfolgte dabei schritt-
weise während des Forschungsprozesses. Dies geschah zwar nicht willkürlich – es 
war von Anfang an geplant, sowohl Agierende innerhalb der Initiative als auch in 
den Prozess involvierte Partner:innen aus Politik und Verwaltung zu befragen – den-
noch gab es natürlich forschungspragmatische Erwägungen, die die Auswahl und 
vor allem die Anzahl der Befragten beeinflussten. Insbesondere der Zugang zum Feld 
und dadurch zu den Expert:innen war entscheidend, da nicht alle Kontakte per 
E-Mail- bzw. Telefonanfrage zustande kamen. Einerseits konnte ich natürlich nur 
jene Personen befragen, die einem Interview im Rahmen dieser Forschungsarbeit 
gegenüber aufgeschlossen waren (was auch eine gewisse Filterwirkung hatte3) und 
auch die Zeit dafür erübrigen konnten. Weiterhin ergab sich auch durch ein »internes 
Weiterreichen« meiner Anfrage bei der BIM GmbH, der Initiative wie auch der Se-
natsverwaltung für Kultur eine gewisse Zuteilung der Interviewpartner. Im späteren 
Prozess spielten dann pragmatische Erwägungen wie die verbliebene Zeit und der 
Aufwand, der mit weiteren Interviews einher gehen würde eine Rolle.

Als Ergebnis der Interviewphase liegen diese fünf Experteninterviews vor:

Nr. Dauer Hintergrund Name Tätigkeit
I.1 90 min Initiative Florian Schöttle Projektenwickler, ehem. Atelierbeauftragter, 

Sprecher der Initiative HdS

I.2 45 min Verwaltung Helge Rehders Referatsleiter in der Senatsverwaltung für  
Kultur und Europa

I.3 25 min Politik Ephraim Gothe Bezirkspolitiker (SPD), Baustadtrat des  
Bezirks Mitte

I.4 45 min Verwaltung Patrick Tuschhoff, 
Mirko Zienteck

Immobilienmanager im der Abteilung  
Portfoliomanagement der BIM GmbH

I.5 45 min Initiative Florian Schmidt Bezirkspolitiker (Grüne), Baustadtrat des Be-
zirks Friedrichshain-Kreuzberg, ehem. Ate-
lierbeauftragter, Sprecher der Initiative HdS

3	 Mehrere Anfragen an die Pressestelle der WBM blieben leider unbeantwortet, bis 
schließlich an die BIM verwiesen und damit ein Interview de facto abgelehnt 
wurde.

Tab. 1 | Über-
sicht Expertenin-
terviews
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Ursprünglich waren auch Interviews mit den Expertinnen
·	 Andrea Hofmann, raumlabor berlin, Specherin der Initiative;
·	 Maria Muñoz Duyos, Urbanitas Berlin Barcelona, Mitglied der Akademie der 

ZUsammenKUNFT und
·	 Steffi Pianka, Pressesprecherin der Wohnungsbaugesellschaft Mitte (WBM)

geplant, diese kamen aber aus verschiedenen Gründen leider nicht zustande.
Entgegen der ursprünglichen Erwägung, einen Leitfaden für alle Experten zu erstel-
len, passte ich meinen Leitfaden je nach Gesprächspartner leicht an, um besser auf 
deren Kontexte eingehen zu können. Das Ergebnis waren recht unterschiedliche Ge-
sprächsverläufe mit entsprechend unterschiedlichen thematischen Schwerpunkten, 
auch dadurch, dass ich den Gesprächspartnern relativ viel Raum ließ, eigene Schwer-
punkte zu setzen. Die Gespräche dauerten insgesamt zwischen 25 und 90 Minuten.

Die Experteninterviews im Detail
Aufseiten der Initiative versuchte ich zunächst einzelne Aktive per E-Mail zu kontak-
tieren, jedoch war schließlich meine Anfrage an die offizielle Kontaktadresse der Ini
tiative erfolgreicher, Florian Schöttle meldete sich daraufhin als erster Inter
viewpartner. Die E-Mail enthielt den Titel der Arbeit sowie die Themenfelder für das 
Interview. In einem kurzen Telefonat vereinbarten wir einen Termin, der am 
22. 11. 2017 um 14:00 Uhr im Kulturwerk des BBK e. V. in der Köthener Str. 44, also an 
Schöttles Arbeitsplatz stattfand. 

Florian Schöttle lebt seit 1980 in Berlin und war unter anderem als Journalist und 
Aktivist tätig, bevor er Anfang der 1990er Jahre als Immobilienfachwirt beim Sanie-
rungsträger L.I.S.T. tätig war (Zitty 2011). Er ist seit 1996 beim Kulturwerk des BBK 
beschäftigt und war bis 2013 Atelierbeauftragter von Berlin. Seit 2011 ist er Mitglied in 
der Partei Die Linke und seit 2012 Bürgerdeputierter in der BVV Pankow (Linke 
Pankow 2016). 

 Das Interview war insgesamt sehr lohnend, da über einige Aspekte des Projekts 
aber auch und insbesondere über die Berliner Stadtentwicklungspolitik generell Aus-
sagen getroffen wurden. Die Sichtweise von Herrn Schöttle kam klar zum Aus-
druck – er kam auf viele im Leitfaden enthaltenen Aspekte aus eigener Initiative im 
Gesprächsverlauf zu sprechen. Zeitweise erschien die Situation als rhetorisches 
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Interview (Meuser/Nagel 2005: 79, zit. nach Flick 2012: 217), denn die detailreichen 
Redebeiträge bereiteten mir anfangs die (unbegründete) Sorge, dass die Zeit nicht für 
alle Aspekte ausreichen würde, zumal ich eher zögerlich war, bei einem Abschweifen 
stärker in den Gesprächsverlauf einzugreifen. Die Struktur des Interviews war durch 
den sich ergebenden Gesprächsverlauf nur geringfügig am Leitfaden orientiert. Im 
Nachhinein hatte ich das Gefühl, manche Fragen stärker als geplant mit Stichworten 
aus meinen Notizen zugespitzt und an anderer Stelle nicht genug nachgefragt zu 
haben.

Die Gesprächsatmosphäre war angenehm und »professionell« geprägt. Das Inter-
view wurde zwar mehrmals durch Telefonklingeln und andere Anfragen unterbro-
chen, jedoch konnte der Faden nach einer Störung jedes Mal schnell wieder aufge-
nommen werden. 

Das Interview durfte aufgezeichnet werden und dauerte ca. 90 Minuten.

Das zweite Interview der explorativen Phase fand sehr spontan statt. Ich besuchte am 
27. 11. 2017 den 21. Runden Tisch zur Liegenschaftspolitik der Initiative StadtNeuDen-
ken im Berliner Abgeordnetenhaus, auch mit dem Hintergedanken, eventuell neue 
Interviewpartner gewinnen zu können. Unter den Anwesenden war auch der Bau-
stadtrat des Bezirks Mitte, Ephraim Gothe (SPD), der nach der Veranstaltung einem 
Interview, aufgrund des Terminkalenders direkt im Anschluss, zusagte. 

Ephraim Gothe studierte Bauingenieurwesen und Umweltschutztechnik an der 
TU München, ist seit 1991 in Berlin (damals für ein Referendariat im Stadtbauwesen 
im Berliner Senat), war zwischen dem Jahr 2000 und 2006 persönlicher Referent des 
Senatsbaudirektors Hans Stimmann, danach bis 2011 (und seit 2016 wieder) Bezirks-
stadtrat für Stadtentwicklung im Bezirk Mitte. Zwischenzeitlich war er Staatssekre-
tär für Bauen und Wohnen in der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Um-
welt und zwischen 2014 und 2016 Referatsleiter der gemeinsamen Landesplanung 
Berlin-Brandenburg (BA Mitte o. J.). 

Aufgrund des spontanen Termins konnte ich das Interview nicht adäquat vorbe-
reiten, auch der verwendete Leitfaden war eher akut »zusammengeschustert«. Die 
Gesprächsatmosphäre war für die Umstände des »en passant« im sich noch leeren-
den Sitzungssaal geführten Interviews gut; so gab es keine akustischen oder sonst 
ablenkenden Störungen. Dennoch konnte ich mich innerlich weniger gut auf die mit 
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Aufregung verbundene Gesprächssituation einlassen, etwa um an passender Stelle 
kritisch nachzuhaken. Dadurch wie auch durch die Redegewandtheit des Interview-
ten kam es auch zu »Auskünften von so allgemeiner Natur, dass sie bereits öffentlich 
sind« (Eckardt 2014: 149). Insgesamt war das Gespräch dennoch von Nutzen.

Das Interview durfte aufgezeichnet werden und dauerte ca. 25 Minuten. 

Das dritte Interview kam über einen persönlichen Kontakt in der Senatsverwaltung 
für Kultur und Europa zustande. Vorab sollte einen Fragenkatalog (siehe Anhang) 
zugesendet werden, um die Richtung des Interviews einschätzen zu können. Darauf-
hin wurde für den 29. 11. 2017 ein Termin mit Helge Rehders im Haus der Senatsver-
waltung für Kultur und Europa in der Brunnenstraße 188–190 vereinbart. 

Helge Rehders studierte Rechtswissenschaft an der HU Berlin und Kultur
management an der HfM »Hanns Eisler« (Abschluss 2002), war von 2003 bis 2005 
persönlicher Referent und Pressesprecher des Bremer Kultursenators, schließlich Be-
triebsdirektor an der Volksbühne Berlin und dem Niedersächsischen Staatstheater 
Hannover und ist seit 2009 bei der Kulturverwaltung des Berliner Senats beschäftigt. 
Er ist aktuell Leiter des Referats K A und damit unter anderem zuständig für sparten-
übergreifende Themen der Kulturförderung und Querschnittsthemen mit Kultur
bezug, Kulturwirtschaft und Kulturtourismus (SenKultur o. J.).

Das Interview war dadurch hilfreich, dass ein guter Einblick in die Arbeit und 
Handlungslogik der Kulturverwaltung erlangt werden konnte. Insgesamt folgte das 
Interview relativ stark der Struktur des Leitfadens. Als Themenschwerpunkte des 
Interviews ergaben sich das Atelierprogramm, Handlungslogiken der Verwaltung, 
Beteiligung, Probleme der Stadtentwicklung Berlins und Kultur- und Kreativpolitik. 
Die Gesprächsatmosphäre war angenehm und sachlich; über den Zeitraum des In-
terviews war meine vermittelnde »Kontaktperson« (Finn Weuthen) ebenfalls anwe-
send. Das Interview durfte aufgezeichnet werden und dauerte ca. 45 Minuten.

Das vierte Interview kam nach einer Anfrage an die BIM GmbH nach längeren Vor-
abstimmungen per E-Mail zustande. Ein Fragenkatalog wurde vorab zugesendet, das 
Interview fand am 11. 1. 2018 um 10:00 Uhr per Telefon statt. Die Interviewten, Mirko 
Zienteck und Patrick Tuschhoff, sind in der Abteilung Portfoliomanagement der 
landeseigenen Berliner Immobilienmanagement (BIM) GmbH tätig und damit im 
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Auftrag der Senatsverwaltung für Finanzen auch für die Bestandsentwicklung am 
Haus der Statistik zuständig. Die Gesprächsatmosphäre war insgesamt sehr sachlich 
und eher förmlich, zu Störungen kam es nicht. Die Interviewten konnten ihre Sicht-
weise auf den Prozess und die Rahmenbedingungen des Handelns ihrer Institution 
umfassend darlegen. Das Interview konnte aufgrund von Vorbehalten nicht aufge-
zeichnet werden, das von mir parallel zum Gespräch angefertigte Protokoll wurde 
außerdem im Nachgang überarbeitet:

»Anbei nun unsere Anpassungen der Zusammenfassung des Interviews. Insgesamt ver-
stehen wir die Unterlage nicht als Wortprotokoll, sodass wir uns inhaltliche Anpassun-
gen vorbehalten haben, wo es aus unserer Sicht für den Sinn oder die Verständlichkeit 
wichtig ist. Auch haben wir Streichungen vorgenommen, wo wir der Meinung sind, dass 
die Inhalte für den Zusammenhang unwesentlich, für Außenstehende misserständlich 
[sic] oder wir einer Veröffentlichung aus anderen Gründen so nicht zustimmen können/
wollen. Diese liegen nicht in der Form ihrer Darstellung. Hierzu bitten wir um Ver-
ständnis und bitten um entsprechende Vertraulichkeit. 	  
Unter vollständiger Berücksichtigung der Anpassungen stimmen wir der weiteren Ver-
wendung der freigegebenen Inhalte zu.« (Zienteck per E-Mail, 19. 1. 20184)

Das fünfte und letzte Interview kam durch die persönliche Ansprache von Florian 
Schmidt auf dem Workshop der Akademie der ZUsammenKUNFT am 2. 12. 2017 zu-
stande, nachdem per E-Mail ein Termin im neuen Jahr vereinbart wurde. Das Inter-
view kam am 18. 1. 2018 um ca. 12:30 im Amtszimmer des Baustadtrats im Rathaus 
Kreuzberg, Yorckstraße 4–11, Zimmer 808 zustande. Das Gespräch verlief sehr flüssig 
und war dadurch, dass der Interviewte sehr offen und unumwunden auch über kriti-
sche Aspekte des Projekts sprach, besonders fruchtbar. Dadurch kam es im Gespräch 
aber auch zu einem Punkt, an dem der Interviewte klarstellte, dass diese Aussagen 
nicht kontextlos in die Öffentlichkeit gelangen sollten. Die Gesprächsatmosphäre 
war entspannt und anregend, Störungen gab es keine, lediglich ein wenig Zeitknapp-
heit herrschte gegen Ende des Interviews. Das Interview durfte aufgezeichnet werden 
und dauerte ca. 45 Minuten.

4	 Die Verwendung des hier zitierten Textabschnitts wurde erlaubt.
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Mit Ausnahme des Telefon-Interviews wurden alle Interviews mittels Audiorekorder 
aufgezeichnet und anschließend transkribiert. Dazu wurde das Transkripitionspro-
gramm f4 unter Verwendung des vereinfachten Transkriptionssystems nach Dresing 
und Pehl (2011) mit leichten Anpassungen5 verwendet.

Zur Auswertung der Interviews wendete ich zunächst eine Globalauswertung mit 
Unterstreichungen und Randnotizen im ausgedruckten Material an. Nach einer gro-
ben Kategorisierung in fünf grob den Themen des Leitfadens entsprechenden Ober-
kategorien traf ich eine Auswahl, welche Stellen des Materials Verwendung finden 
sollen und bildete Codes für verschieden lange Abschnitte (von etwa einem Satz bis 
zu einem Absatz, je nach meiner Einschätzung der Informationsdichte). Aus diesen 
Codes extrahierte ich schließlich strukturierende Unterkategorien. Das sich erge-
bende Kategoriensystem sieht folgendermaßen aus:

Kategoriensystem aus Interviews
Professionalität

·	 Bedeutung für Entstehung der Initiative
·	 Außenwahrnehmung
·	 interne Einschätzung
·	 Interessen

Kooperation

·	 innerhalb der Initiative
·	 Prozess Gesamtareal
·	 Interessen in der Kooperation

Programmatik und Legitimation des Projekts

·	 Außenwahrnehmung
·	 Argumentation innerhalb der Initiative

5	 Anpassungen: Kenntlichmachung von Interviewer/Befragtem nur durch Forma-
tierung, Zeitstempel nur sekundengenau, Unterbrechungen/gleichzeitige Rede 
nicht gekennzeichnet.
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Übergeordnete Themen 

·	 Aufwertung und sozialräumliche Polarisierung
·	 Herausforderungen der Verwaltung
·	 Arbeitsräume
·	 Kultur-,Wirtschafts- und Imagepolitik
·	 Vereinnahmung durch Stadtmarketing

weitere Einflüsse

Im November und Dezember 2017 nahm ich an drei halb-öffentlichen Treffen teil, die 
Interessierten per Newsletter angekündigt wurden (IniHdS 2017) und nach Anmel-
dung per E-Mail für Teilnehmende offen standen:
·	 24. 11. 2017 »RatSchlag« der Akademie der ZUsammenKUNFT  

(19:30 Uhr, Stresemannstraße 95)
·	 02. 12. 2017 Workshop zum Programm der Akademie  

(10–16 Uhr, Stresemannstraße 95)
·	 14. 12. 2017 Jahresabschluss: kleine Kundgebung am Fahrrad-Flöckner-Pavillon 

Weiterhin fand am 29. 1. 2018 das 5. Vernetzungstreffen der Initiative im Zentrum für 
Urbanistik (ZK/U) in Berlin-Moabit statt, wo es zur Unterschrift einer Koopera-
tionsvereinbarung für eine kooperative Stadtentwicklung kam. 

Bei allen diesen Veranstaltungen brachte ich mich als interessierter Forscher ein. 
Meine Notizen der Beobachtungen konnte ich leider nicht mehr auswerten, daher ist 
die Methode der Beobachtung an dieser Stelle nicht als eigene Methode separat auf-
geführt.

Indirekt flossen auch zahlreiche Gespräche mit anderen Forschenden und insbe-
sondere Kommiliton:innen in diese Arbeit ein.
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Zeitlicher Ablauf des Forschungsprozesses

Bereits vor der Anmeldung meiner Bachelorarbeit am 6. 11. 2017 bemühte ich mich 
um Kontaktaufnahme mit potenziellen Interviewpartner:innen. Die explorative 
Phase meines Forschungsvorhabens lag schwerpunktmäßig im November und De-
zember 2017 mit mehreren Aufenthalten in Berlin. Die Aufgaben der Organisation 
und Vorbereitung weiterer Interviews, der Literaturauswertung, der Transkription 
des vorhandenen Materials sowie der Strukturierung der Arbeit erfolgte weitgehend 
parallel.

Mit den zwei im Januar 2018 liegenden Interviews sowie dem Vernetzungstreffen 
Ende Januar 2018 ergab sich nochmals ein wichtiger Impuls für die Arbeit, der jedoch 
auch die Beantragung der Verlängerung der Bearbeitungszeit notwendig machte. 
Statt des Termins am 12. 2. 2018 wurde der 12. 3. 2018 als neuer Abgabetermin festge-
legt. Die Auswertung des Interviewmaterials fand überwiegend im Februar statt, 
Ende Februar und Anfang März war die Endphase der Arbeit.

Interviews: 
·	 22. 11. 2017:	 Interview 1 mit Florian Schöttle
·	 27. 11. 2017:	 Interview 2 mit Ephraim Gothe
·	 29. 11. 2017:	 Interview 3 mit Helge Rehders
·	 11. 01. 2018:	 Interview 4 mit Mirko Zienteck und Patrick Tuschhoff
·	 18. 01. 2018:	 Interview 5 mit Florian Schmidt
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2	 Forschungsstand

Vor dem Hintergrund der im Titel der Arbeit unterstellten Doppelrolle der Initiative, 
einerseits Kritikerin der Berliner Stadtentwicklungspolitik zu sein und ein Recht auf 
Stadt zu fordern, andererseits die Rolle einer Kooperationspartnerin im anstehenden 
Stadtentwicklungsprozess mit dem Bezirk Mitte sowie dem Senat zu übernehmen, 
scheinen mir zweierlei wissenschaftliche Zugänge zum Thema sinnvoll. Zunächst 
wird der Hintergrund der Forderung eines Rechts auf die Stadt beschrieben und mit 
Untersuchungen zu städtischen sozialen Bewegungen in Beziehungen gesetzt, die 
sich bemühen, Proteste zu kontextualisieren oder zu erklären. Daran anschließend 
stelle ich einen anderen Blickwinkel vor, der eine thematische Annäherung an die 
kooperative Stadtentwicklung erlaubt.

Das Recht auf die Stadt nach Lefebvre

Von einem »Recht auf die Stadt« sprach erstmals der französische Philosoph Henri 
Lefebvre in seinem Text Le droit à la ville (1968), worin er eine fundamentale Kritik 
an der funktionalistischen, modernen Stadt(planung) äußert, die »genuin städtisches 
Leben unterminiere« (Mayer 2014: 27). Dieses genuin Städtische versteht er mit einer 
historischen Perspektive als das Zusammenkommen von »gesellschaftlichem Mehr-
wert, Macht und Fiesta« (ebd.). Die Stadt ist nach seinem Verständnis ein œuvre, ein 
Gemeinschaftswerk aller Bewohner:innen, das von ihnen erarbeitet, benutzt und 
verändert wird.

Lefebvre stellt in La révolution urbaine (die urbane Revolution) (1970) die These 
von der »vollständigen Urbanisierung der Gesellschaft« auf, womit er nicht (nur) Be-
völkerungswanderungen vom »Land« in »Städte« meint, sondern die durch die 
Industrialisierung erfolgte, umfassende transformative Änderung der gesellschaft
lichen Verhältnisse, die bis in das Alltagsleben der Menschen hinein reicht (Holm 
2014: 48; Mullis 2013: 58). Zentrales Charakteristikum der kapitalistischen Urbani
sierung sei die zunehmende Verwandlung von Orten des Gebrauchswerts in Orte des 
Tauschwerts (Lefebvre 1968: 2–5, zit. nach Mullis 2013: 58). 

Lefebvre beschreibt materiellen, lokalisierten Raum, der mit Bedeutung aufgela-
den wird, als Produkt gesellschaftlicher Produktion, der sich wiederum auf die 
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Bedingungen der Produktion und der Subjektivierung auswirkt. Raum sei demnach 
ein soziales Produkt, in dem abstrakte soziale Prozesse konkret werden und dessen 
Produktion immer umkämpft ist. Somit könne »gesellschaftliche Emanzipation nur 
gelingen, wenn auch eine emanzipatorische Raumproduktion initiiert wird« (Mullis 
2013: 59).

Das hier ins Spiel kommende Recht auf Stadt ist nicht als »einklagbarer Rechts
anspruch« (Holm 2014: 49) zu verstehen, sondern als »übergeordnetes Recht«, unter 
dem sich verschiedene Ansprüche subsumieren lassen: das Recht auf Orte des Zu-
sammenkommens und Austauschens, das Recht auf Zentralität im Sinne vom 
»Mittendrin«-sein (Mayer 2014: 27), das Recht auf Freiheit, das Recht auf Individu
alisierung in der Sozialisation, das Recht auf Wohnen oder das Recht auf Partizi
pation und Aneignung (Lefebvre 1968: 155, zit. nach Mullis 2013: 59). 

Laut Mullis können Lefebvres Forderungen nicht auf den Kampf um Teilhabe an 
der aktuellen Stadt reduziert werden, sondern müssen als Forderung nach gesamt
gesellschaftlicher Emanzipation und Loslösung von staatlicher Unterdrückung und 
der kapitalistischen Gesellschaft gesehen werden (vgl. Mullis 2013: 60). Dennoch 
wird hier keineswegs ein utopistischer Anspruch gestellt: Um das Bestehende zu ver-
ändern, sei es nötig, durch Praxis das Mögliche zu erkunden – was nur auf Basis der 
materiellen Realität (dem Hier und Jetzt) entstehen könne.

Im Zuge einer Wiederentdeckung von Lefebvres Thesen seit den 1990er Jahren hat 
sich insbesondere in der kritischen Stadtforschung und Geografie ein regelrechter 
Forschungshype entwickelt – auch weil seit dieser Zeit verschiedenste Initiativen, 
Bündnissen und kooperative Netwerke entstanden sind, die heterogen im Hinblick 
auf ihren Gegenstand, ihre Mitglieder und Organisationsformen sind (Holm 2014: 
44) und die ein »Recht auf Stadt« in bewusster oder unbewusster Bezugnahme auf 
Lefebvre einfordern. Holm sieht in der Fähigkeit von Recht auf Stadt-Bewegungen, 
aus der Heter0genität heraus und durch »Anerkennung von Differenz« Gemeinsam-
keiten zu schaffen ein Potenzial zur Repolitisierung der Gesellschaft (Holm 2014: 59). 
In den wissenschaftlichen Debatten gibt es nach Holm drei unterschiedliche Zu-
gänge zu diesen Bewegungen. Die Mobilisierungen werden in einem globalen Kon-
text verortet, es wird deren Entstehung vor einem »strukturellen Hintergrund neo
liberaler Neuordnungspolitiken« erklärt oder sie werden als neuer Zyklus städtischer 
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sozialer Bewegungen in der klassischen Bewegungsforschung gesehen, so etwa bei 
Margit Mayer (Holm 2014: 46). 

In diesen Diskursen wird die Frage, welche Rolle das spezifisch »städtische« für 
soziale Bewegungen und deren Mobilisierung spielt, kontrovers diskutiert und je 
nach Disziplin und Forschungsperspektive unterschiedlich beantwortet (Mayer 2014: 
25). In der kritischen Stadtforschung sind dabei vor allem Neill Brenner, Peter Mar-
cuse, Margit Mayer und David Harvey zu nennen, die sich um die Aktualisierung 
einer kritischen Theorie, die sich auch auf Lefebvre bezieht, bemühen. Harvey hält in 
diesem Sinne städtische Bewegungen für die geeigneten revolutionären Agierenden, 
die sich aus der (von ihm umdefinierten Arbeiterklasse) spiesen (Mayer 2014: 30).

Bei der Betrachtung einzelner Proteste und Bündnisse ist die Bewertung, ob diese 
insbesondere das Lokale thematisieren und dadurch in ihrer Wirksamkeit begrenzt 
sind oder ob mit der »Rückkehr der sozialen Frage in die urbanen sozialen Bewe
gungen« (Birke 2011) ein darüber hinaus gehender Anspruch als »gegenhegemoniales 
Projekt« (Holm/Gebhardt 2011: 15) erkennbar ist. 

Urbane soziale Bewegungen

Urbane soziale Bewegungen sind ein Forschungsgegenstand, der als spezielle Ausprä-
gung von neuen sozialen Bewegungen erforscht wird. Unter letztere fallen historische 
politische Mobilisierungen wie beispielsweise die Studenten-, die Anti-AKW- oder 
auch die DDR-Bürgerrechtsbewegung. In Deutschland werden diese Bewegungen 
etwa seit den 1970er Jahren erforscht und in den (kritischen) Sozialwissenschaften als 
emanzipatorisch und somit positiv konnotiert begriffen (Gestring et al. 2014: 12). 

Als Definition hat sich jene von Roth und Rucht durchgesetzt: »Soziale Bewe
gungen ist ein mobilisierender kollektiver Akteur, der mit einer gewissen Kontinuität 
auf der Grundlage hoher symbolischer Integration und geringer Rollenspezifikation 
mittels variabler Organistations- und Aktionsformen das Ziel verfolgt, grundlegen-
den sozialen Wandel herbeizuführen, zu verhindern oder rückgängig zu machen« 
(1987: 21, zit. nach Gestring et al. 2014: 12).

Urbane soziale Bewegungen können als »type of social movement rooted in collec-
tivities with a communal base and/or with the local state as their target of action« defi
niert werden, also als Typus sozialer Bewegungen, die in Kollektiven mit einer kom-
munalen Basis und/oder mit dem lokalen Staat als Ziel ihres Handelns verwurzelt 
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sind (Fainstein/Fainstein 1985: 189, zit. nach Novy/Colomb 2013: 1819). Dass dieses 
Handeln auch über lokale Anlässe hinaus gesellschaftspolitisch relevant werden 
kann, ist allgemein akzeptiert (Gestring et al. 2014: 15).

Häufig findet sich im Zentrum der Betrachtung die Frage, wie staatliche bzw. he-
gemoniale Agierende auf die herausfordernde Bewegung reagieren. Dies kann etwa 
mit »Kooptation« (eng. cooptation) geschehen, also mit dem teilweisen Entgegen-
kommen in Bezug auf die Forderungen und einer Privilegierung eines Teils der Agie-
renden, um so den »Wind aus den Segeln zu nehmen« oder den Gegenstand der Aus-
einandersetzung im eigenen Sinne umzudeuten. Neben der Kooptation stehen 
staatlichen Agierenden aber auch weiterhin Mittel der Repression zur Verfügung. 
Damit stehen die Bewegungen heute im Zwiespalt zwischen Konfrontation und Ver-
einnahmung: Sie müssen Kompromisse eingehen, um handlungsfähig zu bleiben, 
aber so, dass dennoch ihre Autonomie erhalten bleibt. Dies sei zwar teilweise möglich, 
denn “co-optation in some respects is not necessarily antithetical to radicalism in 
other respects” (Uitermark 2004: 695), jedoch würden die Bewegungen durch diese 
Politik partikularisiert. Darin lässt sich das Aufkommen einer »movement meri-
tocracy« sehen, die einigen Bewegungen Zugang zu Leitungsstrukturen (governance 
structures) erlaubt und gleichzeitig diesen Zugang anderen verwehrt (ebd.: 697).

Andere Interpretationen sehen urbane Protestbewegungen als Ausdruck eines 
Defizits an Mitbestimmung und verweisen damit auf ein anderes Framing, auf das 
ich nun eingehen möchte.

Partizipation und Kooperation in der Stadtplanung

Seit langem existieren Forderungen nach »mehr Demokratie« 6 und Bürgerbeteili-
gung. Jedoch scheinen sich vorhandene Legitimierungsdefizite der repräsentativen 
Demokratie kaum verringert zu haben. Dafür exemplarisch können in paternalis
tischer Weise forcierte top-down Planungen stehen, in denen Beteiligungsprozesse 
zur Zustimmungsgenerierung missbraucht werden. Städtische (Protest-)Bewegungen 
können daher auch als Symptom eines Mangels an »echter« Bürger:innenbeteiligung, 

6	  »Wir wollen mehr Demokratie wagen«, versprach etwa Willy Brandt nach der 
Wahl 1969 in seiner ersten Regierungserklärung.
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die auch Entscheidungsbefugnisse beinhaltet, gesehen werden (vgl. Holm 2014: 47).
Einen anderen Zugang zum Gegenstand der Teilhabe in der Stadtentwicklung bie-

tet die Politikwissenschaft und Planungstheorie mit dem Konzept der Governance als 
analytische Perspektive7 (Holtkamp 2007: 366, zit. nach Selle 2010: 9). Sie dient der 
Analyse der Aushandlung von Agierenden in den groben »Sphären« von Markt, Staat 
und Zivilgesellschaft (Friedmann 2006: 275, zit. nach Selle 2010: 7). Mit dieser Pers-
pektive können »vielfältige Formen des Zusammenwirkens unterschiedlicher Ak-
teure« abgebildet werden (Selle 2010: 1). Dabei sind diese drei Sphären nicht immer 
sauber voneinander trennbar, denn beispielsweise Bürger:innen können als Agie-
rende der Zivilgesellschaft, als politische Agierende oder als Marktakteur:innen auf-
treten (vgl. Selle 2010: 5).

Partizipation (oder Teilhabe) bezeichnet zunächst als Oberbegriff eine »sehr 
unterschiedliche Reichweite von Einflussnahmen« (Selle 2010: 3). Das verdeutlich die 
von Sherry Arnstein (1969) entwickelte ladder of participation, die heute an Aktuali-
tät nichts eingebüßt hat und als Analyseinstrument für Beteiligungsprozesse dienen 
kann. Sie unterscheidet zwischen verschiedenen Stufen der Nicht-Beteiligung, des 
integrierten Tokenism (»Alibi-Beteiligung«), und tatsächlichen Entscheidungsbefug-
nissen am oberen Ende der 
Leiter. Die ersten Stufen 
sind in diesem Modell die 
Manipulation (1) und Thera-
pie (2), die nicht eigentlich 
die Teilhabe von Büger:in-
nen bezwecken, sondern 
den »Machthabenden« er-
lauben, die Teilnehmenden 
zu belehren oder zu »heilen« 
(Arnstein 1969: 217). Die da-
rauffolgenden Stufen erlau-

7	 Andere Dimension des »schillernden Begriffs« oder »Zauberworts Governance« 
(Gunnar Folke Schuppert) umfassen nach Holtkamp eine Trendhypothese (»es 
geht zunehmend um Governance im Vergleich zu früher«) und einen normativen 
Begriff (z. B. »good governance«) – diese sind hier nicht gemeint.

Degrees of citizen power

Ladder of Participation

Degrees of  tokenism

Nonparticipation

8 Citizen Control

7 Delegated Power

6 Partnership

5 Placation

4 Consultation

3 Informing

2 Therapy

1 Manipulation

Abb. 1 | Die  
»ladder of parti
cipation« nach 
Sherry Arnstein 
(1969)
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ben den Teilhabenden, zu hören (3 – Information), eine Stimme erheben zu können 
(4 – Konsultation) und gehört zu werden (5 – Beschwichtigung). Erst mit den darauf-
folgenden Stufen beginnt laut Arnstein Partizipation durch einen Grad an Entschei-
dungsmacht: Partnerschaft (6), abgegebene Macht (7) und schließlich Entscheidungs-
macht der Bürger:innen (8) (vgl. ebd.). Weiterentwicklungen dieses Modells fügten 
etwa die Stufe der Desinformation (unter der Manipulation) oder die der Selbstorga-
nisation (oberhalb der Entscheidungsmacht, über Partizipation hinausgehend) 
hinzu8. 

Selle teilt dabei in einen engeren und einen weiteren Teilhabebegriff: Der Engere 
Teilhabebegriff beschränkt sich auf die Beteiligung von Bürger:innen an Planungs- 
und Entscheidungsprozessen öffentlicher Agierender und kann mit gesetzlich gere-
gelter, also formaler und informeller (nicht geregelter) Beteiligung weiter differenziert 
werden. Gesetzlich geregelt sind beispielsweise die Öffentlichkeitsbeteiligung nach §3 
BauGB oder Volksentscheide, aber auch die indirekte Beteiligung über Wahlen oder 
Beiräte. Die Reichweite der Teilhabe ist dabei unterschiedlich (sämtliche gesetzlich 
vorgesehene Prozesse der Öffentlichkeitsbeteiligung nach §3 BauGB können in 
Arnsteins Modell auf den Vorstufen der Partizipation (3 bis 5) gesehen werden9, wäh-
rend ein Volksentscheid mit gesetzgeberischer Kraft wohl auf Sprosse 7 oder 8 liegt).

Informelle Verfahren umfassen all jene Beteiligungsinstrumente, die in der Stadt-
planungspraxis aktuell als wünschenswert erachtet werden – beispielsweise Planungs
zellen, Charette-Verfahren, Moderationsverfahren oder aktivierende Bürger:innen-
befragungen (vgl. Selle 2010: 11). Einen Überblick über vorhandene Instrumente 
beteiligender Stadtplanung geben zum Beispiel Bischoff, Selle und Sinning (2005). 
Das Problem ist also nicht, dass es nicht genügend Instrumente gibt, sondern eher, 
dass diese aufgrund von Vorbehalten nicht eingesetzt werden. Deren Einsatz ist aber 
leider kein Garant für »echte« Beteiligung, da diese auch zur Generierung von Zu-
8	 Ein an Arnstein angelehntes Stufenmodell entwickelten im Kontext der partizipa-

tiven Gesundheitsforschung Wright, Unger und Block (vgl. 2010: 42, zit. nach 
Unger 2012: 11). Sie übersetzen die Stufen etwas freier mit (1) Instrumentalisierung, 
(2) Anweisung, (3) Information, (4) Anhörung, (5) Einbeziehung, (6) Mitbestim-
mung, (7) teilweise Entscheidungskompetenz und (8) Entscheidungsmacht und 
fügen (9) Selbstorganisation (über Partizipation hinausgehend) hinzu.

9	 Dass dieses »Pflichtprogramm« nicht immer ausreichend sein kann, wenn über 
Betroffene von Planungen hinwegentschieden wird, drückt sich in Forderung nach 
mehr Partizipation, Kooperation sowie Empowerment aus.
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stimmung gezielt missbraucht werden können (vgl. Bischoff et al. 2005: 20).
Der erweiterte Teilhabebegriff bezieht sich bei Selle auf eine Mitwirkung an Stadt-

entwicklungsprozessen in der Governance-Arena generell und »die Gestaltung der 
Bezüge zwischen den Akteuren (‚local governance‘)« (vgl. Selle 2010: 11). 

So wünschenswert, wie Partizipation in der Stadtentwicklung ist, kann es aber 
auch problematisch sein, wenn sich nur ein bestimmter Teil der Bürger:innen engan-
giert – zumeist jene, die ohnehin mit kulturellem, sozialem und ökonomischem Ka-
pital ausgestattet sind. Dieser Umstand kann neue Ausschlüsse produzieren, sodass 
Fragen nach demokratischer Legitimität, Rechenschaftspflicht und Repräsentation 
hervorgerufen werden (vgl. Eckardt 2014: 73). 

Unter Kooperation in der Stadtentwicklung wurde lange vor allem die Zusam-
menarbeit von öffentlichen Agierenden mit privatwirtschaftlichen Agierenden, also 
in der Regel Unternehmen, verstanden, beispielsweise in öffentlich-privaten Partner-
schaften (PPP) (vgl. Selle 2010: 22). Es gibt Hinweise darauf, dass sich Partnerschaften 
öffentlicher Agierender mit zivilgesellschaftlichen Agierenden in der Stadtentwick-
lung mehren: etwa indem Bauflächen per Konzeptverfahren ausgeschrieben werden, 
Bürger:innenvereine aufgegebene kommunale Einrichtungen (wie Schwimmbäder) 
übernehmen oder zivilgesellschaftliche Stadtteilarbeit in öffentlichen Programmen 
finanziert wird. Ein besonders aufschlussreiches Beispiel ist die öffentlich-zivilgesell-
schaftliche Kooperation im Hamburger Gängeviertel, die mit der Sanierung des 
Viertels ein ähnliches Unterfangen wie die in dieser Arbeit untersuchte Initiative 
zum Ziel hat und zeigt, dass diese Prozesse durchaus konfliktbehaftet sein können 
(Ziehl 2017).

Diese Kooperationen sind dabei durchaus ambivalent, da teilweise mit »zivilge-
sellschaftlichem Engagement« bislang staatliche bzw. kommunale Aufgaben ausge
lagert werden sollen (vgl. Selle 2010: 17). Andererseits lassen sich in solcherlei Pro
zessen auch direktdemokratische Hoffnungsschimmer erkennen, wenn es um eine 
gemeinwohlorientierte kooperative Stadtentwicklung geht. Dabei befinden sich die 
kooperierenden Bürger:innen, etwa wenn eine Kooperationsvereinbarung unter-
zeichnet wird, automatisch auf einer relativ hohen Sprosse der Partizipation – 
mindestens »(6) Partnerschaft« (bei Arnstein; »Mitbestimmung« bei Wright 
et al. 2010: 42). Innerhalb der Struktur, die mit öffentlichen Agierenden kooperieren 
kann, also etwa ein Verein, ein Unternehmen oder eine Genossenschaft, kann natür-
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lich außerdem auch eine über Partizipation hinausgehende Mitwirkung im Sinne 
von Selbstorganisation erzielt werden. Die oben genannten Einschränkungen der 
Legitimation bezüglich der unterschiedlichen Kapitalausstattung der Teilhabenden 
gelten hier natürlich gleichermaßen.

Einen ähnliche Richtung verfolgt etwa die Forschung von Beck und Schnur (2016), 
die ihren Beitrag ebenfalls im Governance-Diskurs verorten. Im Auftrag des 
vhw e. V.10 erforschen sie Intermediäre als neue Agierende in der Stadtentwicklungs-
politik, denen bestehende Begrifflichkeiten nur bedingt gerecht werden würden. Sie 
unterscheiden zwischen drei Typen: »klassischen Intermediären als etablierte Ver-
mittlerinnen und Vermittler, die zwischen Bedeutungsverlust und Transformations-
druck stehen« (Beck/Schnur 2016: 41), also etwa Parteien, Vereine und Gewerk
schaften; »Neo-Intermediären als urbane Vermittlerinnen und Vermittler und 
Koproduzentinnen und produzenten von Stadt«, zum Beispiel Kiezinitiativen oder 
(hyper)lokale Blogs; sowie »Para-Intermediären als urbane Player ohne Bürgerbasis«, 
wie zum Beispiel Unternehmens-Think-Tanks oder Stiftungen zur Förderung von 
Privatinteressen. Die Grundhypothese dieser Untersuchungen ist, dass diese Inter-
mediäre ein bislang kaum genutztes Potenzial für die Stadtentwicklung im Sinne des 
(auszuhandelnden) Gemeinwohls11 darstellen. In der auf die o. g. Veröffentlichung 
folgenden Stadtmacherstudie (Beck et al. 2017) wurden Neo-Intermediäre im 
Themenfeld Stadtplanung und Engagement für Flüchtlinge in Berlin untersucht – 
darunter auch die Initiative Haus der Statistik. 

Rahmenbedingungen der Stadtentwicklung in Berlin seit 1989

Die heutige Situation Berlins soll nun vor dem Hintergrund der jüngeren Berliner 
Stadtgeschichte (mit besonderem Fokus auf die Stadtentwicklung und damit ver-
bundene urbane Proteste) gezeichnet werden. Mit dem Mauerfall und der 

10	 Der vhw – Bundesverband Wohnen und Stadtentwicklung e. V. ist ein gemeinnüt-
ziger Verband, der sich laut Eigendarstellung durch Fortbildung und Forschung in 
den Handlungsfeldern Wohnen und Stadtentwicklung für die Leistungsfähigkeit 
der Kommunen, eine vielfältige Bürgergesellschaft und die Stärkung der lokalen 
Demokratie engagiert.

11	 Beck und Schnur sprechen von einer »deliberativen Gemeinwohlkonkretisierung«, 
die in einem herrschaftsfreien Diskurs (Habermas) ausgehandelt werden müsse.
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darauffolgenden Wiedervereinigung ergab sich für Berlin eine gänzlich neue Situa-
tion – die starke Subventionierung West-Berlins kam zum Ende, der Osten Berlins 
wurde rapide deindustrialisiert, die Entscheidung für Berlin als Hauptstadt gefällt. 
Die Veränderung traf Mieter:innen von Altbauten im Osten der Stadt, zunächst vor 
allem im Prenzlauer Berg und in Mitte besonders hart, als großflächig Sanierungsge-
biete eingerichtet wurden um die vernachlässigte Altbausubstanz zu retten. Infolge 
von Mieterhöhungen, der Umstrukturierung der Wohnungswirtschaft und 
Gentrifizierung wurde ein Großteil der Altmieter:innen in diesen Vierteln ver-
drängt (Bernt et al. 2013). Insgesamt sprach man jedoch eher von einem Mieter:in-
nen-Markt, da es viel Leerstand und ein großes Angebot an Wohnungen in ver-
schiedenen Preissegmenten gab. 

Mit der Aufdeckung des Berliner Bankenskandals, der dem öffentlichen Haushalt 
des Landes einen Schuldenberg von heute noch 60 Mrd. Euro hinterlässt (Bernt et al. 
2013: 16 f.), erfolgte im Jahr 2001 eine Zäsur: Sämtliche Staatsausgaben wurden auf-
grund der »extremen Haushaltsnotlage« radikal gekürzt. Dabei war die Wohnungs- 
und Bodenpolitik der Stadt besonders betroffen: große Bestände landeseigener Woh-
nungen sowie von kurzfristig nicht mehr benötigten Liegenschaften der Verwaltung 
und der öffentlichen Daseinsvorsorge wurden zur Schuldenkonsolidierung meist
bietend verkauft – Holm schätzt diese Politik retrospektiv als die Vorwegnahme des-
sen ein, was seit der Finanzkrise 2007/2008 unter dem Schlagwort austerity urbanism 
(Peck 2012) international diskutiert wird (Holm/Schulz 2015). 

Durch die schlechte wirtschaftliche Lage und eine aufholende Suburbanisierung 
im Berliner »Speckgürtel« blieb die Bevölkerungsentwicklung in den 90er und An-
fang der 2000er Jahre noch rückläufig während sich die Stadt mit dem durch 
Wowereit geprägten Slogan »arm aber sexy« versuchte, in der internationalen 
Standortkonkurrenz als »Creative City« zu positionieren. Kreative und prekäre 
Zwischennutzungen mit denen u. a. Künstler:innen, Kulturschaffende, verschie-
denste Gruppen wie Unternehmen die vielen Freiräume etwa in brachgefallenen 
innerstädtischen Industriearealen nutzten wurden so durch ein Stadtmarketing in-
wertgesetzt, um Investoren und Arbeitskräfte in den »wissensbasierten Industrien« 
anzulocken (Colomb 2012: 144). Doch diese Politik und die sich bald aufdrängenden 
Widersprüche blieben nicht unangefochten: Etwa gegen das Stadtentwicklungs
projekt MediaSpree bildete sich mit »MediaSpree versenken« ein breiter Protest (vgl. 
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Novy/Colomb 2013; Vollmer 2015: 54).
Mit der Tendenz der Reurbanisierung seit Mitte der Zweitausenderjahre, anhal-

tenden Zuzügen aus dem Bundesgebiet, Europa und der Welt und einer zunehmen-
den immobilienwirtschaftlichen Aufwertung spätestens im Nachgang der Finanz-
krise von 2007/2008 begann die Entstehung einer zunehmenden Wohnungsknappheit 
bei gleichzeitig stattfindenden Verdrängungen von finanziell schwächeren Mieter:in-
nen aus den Innenstadtgebieten. Im gleichen Zuge gerieten auch die vielbeschwo
renen kreativen Freiräume in der Stadt zunehmend unter (Verwertungs-)Druck – die 
Schließung des Kunsthaus Tacheles 2012 ist ein Symbol für die Verdrängung von 
Künstler:innen aus der Innenstadt, jedoch nur die Spitze des Eisbergs.

Die stadtpolitischen Initiativen sind vielfach vernetzt und nehmen zunehmend 
Einfluss auf die Politik, auch mittels direktdemokratischer Volksentscheide (Vollmer 
2015: 72). Diese wurden innerhalb der letzten Jahre ein wichtiger Bestandteil direkter 
politischer Beteiligung in der Berliner Landespolitik, die die Senatspolitik mitunter 
konfrontiert: 100% Tempelhofer Feld erstritt die komplette Freihaltung des ehemali-
gen Flughafens Tempelhof – erfolgreich auch wegen offensichtlichen Defiziten der 
Partizipation, die von vielen Beteiligten als Alibi-Partizipation (degrees of tokenism 
bei Arnstein) wahrgenommen wurde (vgl. Endres 2015: 540). Der durch Teile der ent-
standenen starken Mieter:innenbewegung ausgearbeitete (und innerhalb der Bewe-
gung nicht unumstrittene) Mietenvolksentscheid führt zu einem Kompromiss mit 
dem Senat, der viele der Forderungen in sein Gesetz über die Neuausrichtung der 
sozialen Wohnraumversorgung aufnahm (vgl. Vollmer 2015: 72–75); in gleicher Weise 
erstritten sich Radfahrer:innen ein Gesetz für die Schaffung von Fahrradwegeinfra-
struktur. 

Auch gegen die Privatisierung öffentlichen Eigentums formierte sich vielfach Pro-
test, etwa gegen die Privatisierung der Wasserversorgung, die daraufhin rekommu-
nalisiert wurde. Auch die städtische Bodenpolitik ist Gegenstand heftiger Kritik, die 
beispielsweise durch die 2011 gegründete Initiative StadtNeuDenken geäußert wird. 
Sie kritisierte vor allem den Verkauf städtischer Grundstücke im Höchstpreisver
fahren durch den zu diesem Zweck gegründeten landeseigenen Liegenschaftsfonds. 
Die Initiative konnte die Etablierung eines Runden Tisches Liegenschaftspolitik errei-
chen und trug somit zur Neuausrichtung der Berliner Liegenschaftspolitik (2015) bei 
(vgl. Vollmer 2015: 59 f.) – wenngleich diese zu einem Zeitpunkt erfolgte, an dem be-
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reits der größte Teil der landeseigenen Flächen verkauft war.
Das Spektrum der stadtpolitisch aktiven Initiativen und Bewegungen ist in Berlin 

sehr breit, ebenso wie die von ihnen bearbeiteten Themen und Anlässe. Eine über die 
partikularen Anlässe und das Lokale hinausgehende Mobilisierung ist jedoch derzeit 
kaum erkennbar (vgl. Vollmer 2015: 82). 

3	 Rahmenbedingungen kooperativer Stadtentwicklung  
am Alexanderplatz

Im nun folgenden Abschnitt wird die Entstehungs- und Nutzungsgeschichte 
des Gebäudekomplexes kurz umrissen, um dann auf die mehrfachen Veränderun-
gen der städtebaulichen Planungen 
einzugehen und die Genese der Ini-
tiative Haus der Statistik und des von 
ihr angedachten Projekts zu beschrei-
ben. Danach erfolgt eine Beschrei-
bung der Rahmenparameter des nun 
anstehenden Kooperationsprozesses 
und eine Vorstellung der in diesen 
involvierten Agierenden und ihrer 
Interessen.

Objekt: Entstehungs- und Nutzungsgeschichte

Das Haus der Statistik ist weniger Haus als ein ganzer Gebäudekomplex. Er entstand 
als Teil des Neuaufbaus des Zentrums der Hauptstadt der DDR und bildete mit dem 
Abschluss des II. Bauabschnitts der Karl-Marx-Allee den Übergang zum Ensemble 
am Alexanderplatz. Ihm liegen das Haus des Reisens (1971) und das Haus des Lehrers 
(1964) direkt gegenüber, im selben Block befinden sich sonst überwiegend Platten-
bau-Wohnscheiben. Das benachbarte Haus der Gesundheit ist das einzige Über
bleibsel der Vorkriegsbebauung. Der Stahlbeton-Skelettbau (Berlin/BIM 2018: 24) 
wurde zwischen 1968 und 1970 unter der Leitung des Architektenkollektivs Manfred 

Abb. 2 | Das Haus 
der Statistik 1972 
(rechts), links da-
neben das Haus 
des Reisens.  
(Bundesarchiv)
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Hörner, Peter Senf und Joachim Härter errichtet12 und diente als Sitz der Staatlichen 
Zentralverwaltung der Statistik (SZS) der DDR, deren Aufgabe auch die Kontrolle 
der Erfüllung der Planwirtschaft war (vgl. Rehkämper 2012: 70). Das Gebäude
ensemble besteht aus sieben zusammenhängenden Gebäudeteilen mit vier Hoch-
hausscheiben (A, B, C und D) und drei daran angeschlossenen Flachbauten (D, E und 
F; vgl. Abb. 2). Der Hauptgebäudekomplex besteht aus dem 11-geschossigen Kopfb au 
(A) an der Karl-Marx-Allee, an die sich entlang der Otto-Braun-Straße13 eine nie
drigere 9-geschossige Hochhausscheibe (Gebäudeteile B und C) und schließlich ein 
leicht zurückgesetzter 12-geschossiger Hochhausbau (D) anschließen. Nördlich 
davon befindet sich ein zweigeschossiger Flachbau (E), in dem die Großrechen
anlagen der SZS untergebracht waren; der Flachbau im Hofbereich (G) enthielt im 
Erdgeschoss eine Druckerei und darüber Archiv- und Bibliotheksräume. Der 

12	 Es sollte pünktlich zum 20. Jahrestag der Staatsgründung der DDR fertiggestellt 
werden, offenbar zogen sich die Baumaßnahmen aber bis ins Jahr 1970.

13	 1965 bis 1995 Hans-Beimler-Straße

Abb. 3 | Übersicht 
über den Gebäude-

komplex aus der 
Vogelperspektive

(eigene Darstellung)
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Flachbau zwischen dem Kopfbau und dem benach-
barten Haus der Gesundheit diente als Verkaufs
pavillon (F) (Berlin/BIM 2018: 19).

Abteilungen des MfS sollen zu DDR-Zeiten die 
oberen Etagen des Gebäudes belegt haben14. In der 
Erdgeschosszone waren auch Verkaufsflächen und 
gastronomische Nutzungen untergebracht, etwa das 
Restaurant Jagdklause, das Café Mokka-Eck, dessen 
markante Leuchtreklame (eine Kaffeetasse mit auf-
steigendem Dampf) noch heute an der Fassade zu 
finden ist, ein Laden für Spezialitäten aus der UdSSR 
(Natascha) (SenStadt 2010), ein Geschäft für Jagd- 
und Anglerbedarf (Suhler Jagdhütte) sowie eine Drogerie im Pavillon (F). Nach der 
Wende zog im Erdgeschoss des Hauses A eine Apotheke ein, anstatt der Drogerie zog 
ein Fahrradladen in den Verkaufspavillon.

Im Festsaal des ehemaligen Zentralamtes für Statistik der DDR befand sich das 
Wandgemälde Lob des Kommunismus (1969‒70) von Ronald Paris, welches sich seit 
2010 im Restaurant des privatwirtschaftlich geführten Berliner DDR-Museums be-
findet. Die Kupfer-Relief-Arbeit Die Entwicklung des mathematischen und tech
nischen Denkens (1968‒70) des in beiden deutschen Staaten tätigen Kunstschmieds 
Fritz Kühn (Luisenstädtischer Bildungsverein e. V. 2002) befand sich in der Erdge-
schosszone und wurde offenbar 2008 zumindest teilweise in den Innenhof des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales translosziert.15

Nach der Wende diente der Gebäudekomplex weiter als Berliner Außenstelle des 
Bundesamtes für Statistik und als Dienstsitz der Bundesbeauftragten für die Unter
lagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Repu
blik (BStU), auch Gauck- bzw. später Birthler-Behörde genannt. Die Behörden ver-
blieben dort bis 2008 (Berlin/BIM 2018: 18).

14	 Diese Information taucht zuerst im Wikipedia-Artikel zum Haus der Statistik von 
2010 auf und wurde seitdem oftmals in ähnlicher Formulierung verbreitet, so auch 
in der Auslobung des Fassadenwettbewerbs (Land Berlin/BIM 2018) – die Informa-
tion ließ sich jedoch nicht sicher verifizieren.

15	 Dazu finden sich keine Textquellen, aber die Fotos des Flickr-Nutzenden Bergfels 
belegen dies: https://www.flickr.com/photos/54359823@N03/36031724004/

Abb. 4 | Die ikoni-
sche Reklame des 
ehem. Mokka-Ecks 
(eigene Aufnahme)
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Verfall wegen Neubauplänen –  
verfallende Neubaupläne

Anfang der 2000er Jahre wurde aufgrund von Bau-
schäden die Notwendigkeit einer Fassadensanierung 
festgestellt – diese Planungen wurden jedoch ver-
worfen (Berlin/BIM 2018: 22). Ein Gutachten kam zu 
der Einschätzung, dass die Weiternutzung nicht 
sinnvoll sei, da die Immobilie aufgrund der Decken
höhen und der nicht dem aktuellen Bürostandard 
entsprechenden Gebäudeausstattung unvermarkt-
bar sei (vgl. I2, z. 4–6). Aufgrund dieser Einschät-
zung fiel die politische Entscheidung auf den Abriss 
zugunsten einer städtebaulichen Neuplanung. Das 
2009 eingeleitete konkurrierende städtebauliche 

Gutachterverfahren hatte das Ziel einer »standort- und marktkonforme[n] Entwick-
lung mit hohem städtebaulichen Anspruch« (competitionline 2010) ‒ es wurde also 
die gewinnbringende Veräußerung und damit Privatisierung der Flächen angestrebt. 
Der Anfang 2010 präsentierte Siegerentwurf von Augustin und Frank Architekten sah 
anstelle des DDR-Bürokomplexes drei U-förmige Blöcke entlang der Otto-Braun-
Straße sowie ein Hochhaus als Kopfbau (Anstelle von Haus A) an der Karl-Marx-Al-
lee vor, das eine ähnliche Höhe wie das Haus des Lehrers und das Haus des Reisens 
erreicht und gleichzeitig die Bauflucht der alten Landsberger Straße wiederauf-
nimmt, die noch am benachbarten Haus der Gesundheit nachvollzogen werden 
kann. Die neuen Bauten sollten die weit dimensionierten Straßen- und Parkplatzflä-
chen durch ein Hereinrücken der Baukörper in den Straßenraum minimieren. Das 
anschließende Bebauungsplanverfahren durch den Bezirk Mitte setzte den Siegerent-
wurfs in den Bebauungsplan-Entwurf 1–70b um (SenStadt 2010), der eine Nutzungs-
mischung mit Einzelhandel, Hotels, Büroflächen und Wohnungen vorsah ‒ errichtet 
durch private Investor:innen. Die Suche nach diesen, wie etwa auf der Immobilien-
messe ExpoReal in München, gestaltete sich aber offenbar schwierig (vgl. I1, z. 310–
312; I2, z. 12–16), da der Alexanderplatz noch nicht als Lage galt, die die erheblichen 
Investitionen gerechtfertigt hätte, die allein für die Vorbereitung des Baugrunds 

Fläche Land Berlin

Gebäude

BImA-Fläche (Gebäude)

Straßenraum (L. Berlin) 

Abb. 5 | Grund-
stücksflächen 

(eigene Darstel-
lung, Daten: Geo-

portal Berlin)
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(inklusive des Abrisses der DDR-Immobilie) nötig gewesen wären (vgl. I1, z. 305–336). 
Daher verblieb das Haus der Statistik seit 2010 in einem Schwebezustand: auf den 
Abriss wartend und (vermeintlich) ungenutzt.

Typische Zwischennutzer:innen am Rande der Legalität nahmen sich derweil des 
Hauses an: Sprayer:innen, Streetart-Künstler:innen, Roofer:innen16, Urban Explo-
rer:innen17, Trockenheit suchende Obdachlose, aber auch Kabeldieb:innen und 
Brandstifter:innen, von denen mehrere Boulevardberichte von Polizei- und Feuer-
wehreinsätzen zeugen.18, 19 

Wegen seiner prominenten Lage wurde das Gebäude auf vielfältige Weise als Pro-
jektionsfläche genutzt: 2011 wurde Neon Indian, eine Leuchtstoffröhren-Installation 
des Künstlers Cyprien Gaillard auf dem Dach des Hauses A für einige Monate ge-
zeigt. Seit 2016 prangt ein den oberen Teil der Fassadenfront des Hauses A einneh-
mendes Roll-On, dessen rote Letter den Slogan »STOP WARS« ergeben20.

Inzwischen führte der Stillstand am Alexanderplatz (bis heute ist keines der ur-
sprünglich zehn geplanten Hochhäuser errichtet) im Mai 2014 zur Aufforderung des 
Senats durch das Abgeordnetenhaus, das 1998 beschlossene Planwerk Innenstadt 
(Kollhoff-Plan) zu aktualisieren und stärker am Bestand zu orientieren. Zu diesem 
Zweck wurden 2015 ein Workshop-Beteiligungsverfahren mit Experten und Bür-
ger:innen in je zwei Foren durchgeführt. Dort tauchten noch drei mögliche Entwick-
lungen am Haus der Statistik auf: die Umsetzung der bisherigen Planungen (entspre-
chend des o. g. Entwurfs von 2009), die Umsetzung der Planungen inklusive der 
Errichtung eines (höheren) Hochhauses an der Ecke des Blocks Otto-Braun-Straße/
16	 vgl. z. B. Raw Visuals (2016): Haus der Statistik | Rooftop Berlin.  

https://www.youtube.com/watch?v=KQ2AAclFLUg – 10. 2. 2018
17	 vgl. Abandoned Berlin (2010): Stalking the Stasi in Haus der Statistik.  

http://www.abandonedberlin.com/2011/01/stalking-stasi-in-haus-der-
statistik_6120.html – 10. 2. 2018 

18	 vgl. Berliner Morgenpost (15. 5. 2014): Polizei nimmt acht Kabeldiebe im »Haus der 
Statistik« fest. https://www.morgenpost.de/berlin-aktuell/article128065694/Polizei-
nimmt-acht-Kabeldiebe-im-Haus-der-Statistik-fest.html – 10. 2. 2018

19	 vgl. Berliner Morgenpost (10. 12. 2017): Brand im Berliner »Haus der Statistik« in 
Mitte. https://www.morgenpost.de/berlin/polizeibericht/article212789801/Brand-im-
Berliner-Haus-der-Statistik-in-Mitte.html – 10. 2. 2018 

20	 Eine Botschaft, deren Übermalung niemand vorantrieb, ganz im Gegensatz zum 
»NO G20«-Schriftzug, den Aktivisten vor dem G20-Gipfel in Hamburg im April 
2017 zusätzlich an die westliche Fassadenseite angemalt hatten. 

https://www.youtube.com/watch?v=KQ2AAclFLUg
http://www.abandonedberlin.com/2011/01/stalking-stasi-in-haus-der-statistik_6120.html
http://www.abandonedberlin.com/2011/01/stalking-stasi-in-haus-der-statistik_6120.html
https://www.morgenpost.de/berlin-aktuell/article128065694/Polizei-nimmt-acht-Kabeldiebe-im-Haus-der-Statistik-fest.html
https://www.morgenpost.de/berlin-aktuell/article128065694/Polizei-nimmt-acht-Kabeldiebe-im-Haus-der-Statistik-fest.html
https://www.morgenpost.de/berlin/polizeibericht/article212789801/Brand-im-Berliner-Haus-der-Statistik-in-Mitte.html
https://www.morgenpost.de/berlin/polizeibericht/article212789801/Brand-im-Berliner-Haus-der-Statistik-in-Mitte.html
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Karl-Marx-Allee (entsprechend des ursprünglichen Entwurfs von Kollhoff und Tim-
mermann 1993) aber auch der Erhalt der vorhandenen Bausubstanz zur Umnutzung. 
Ein Ergebnis der »Bürgerwerkstatt« war, dass am Standort des Hauses A auf ein 
Hochhaus verzichtet werden soll, was sich auch im späteren Beschluss der »Bürger-
leitlinien« durch das Abgeordnetenhaus wiederfindet, wo nur noch die Ursprungs-
planung des Bebauungsplans 1–70b oder der Erhalt des Gebäudekomplexes als Op
tionen genannt waren (SenStadtUm 2016: 6).

Gerade die sogenannte »Flüchtlingskrise« im Jahr 2015 ermöglichte offenbar, die 
staatseigene Immobilie im Lichte einer möglichen Umnutzung zu sehen: Bereits An-
fang 2015 wurden mit den kontinuierlich steigenden Flüchtlingszahlen Forderungen 
etwa seitens der Bundestagsfraktion der Grünen laut, Bundesimmobilien unter Ver-
waltung der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) für die temporäre oder 
dauerhafte Unterbringung von Geflüchteten zu nutzen (Böttcher 23. 1. 15). Nach der 
Prüfung landeseigener Standorte seitens der Berliner Immobilienmanagement (BIM) 
GmbH seit Februar, der Gründung einer Task Force Notunterkünfte im August und 
der Prüfung der sogenannten BImA-Liste mit möglichen Standorten für die kurz-
fristige Unterbringung von Flüchtlingen seit September 2015 (vgl. AGH Berlin 2015), 
wurde im November 2015 bekannt gegeben, dass der Gebäudekomplex wegen seines 
Zustandes und aufgrund seiner »Größe und städtebaulichen Bedeutung […] lang-
fristig und ganzheitlich zu entwickeln [ist]« und sich daher nicht für die kurz- bis 
mittelfristige Unterbringung von Flüchtlingen eigne (SenGS 2015).

Genese der Alternativplanung und Kooperation

AbBA-Kampagne und Problematisierung des Leerstands
Am 16. 9. 2015, während der Berlin Art Week 2015, wurde mit einer als Kunstaktion 
getarnten »symbolischen Besetzung« (vgl. I1, z. 23) der überwiegend aus Künstler:in-
nen bestehenden AbBA21 das Initial für eine neue Dynamik gesetzt. Mit Hubsteigern 

21	  Die Allianz bedrohter Berliner Atelierhäuser (AbBA), bestehend aus Vertreter:in-
nen von zehn Atelierhäusern, wurde 2014 gegründet, um »gemeinsam den Atelier-
notstand in Berlin zu bekämpfen« (AbBA 2017). Sie tritt mit öffentlichkeitswirksa-
men Aktionen für die Belange der inzwischen vielerorts von Verdrängung 
bedrohten bildenden Künstler:innen ein und wird maßgeblich vom Atelierbeauf-
tragten koordiniert. Kurz zuvor startete AbBA die erste »Aktion gegen das Ate-
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wurde ein Transparent an der Fassade des Hauses der Statistik angebracht: »Hier 
entstehen für Berlin: Räume für Kunst, Kultur und Soziales«. Dabei ging es zunächst 
nicht primär um das konkrete Gebäude, sondern um Aufmerksamkeit für den »Aus-
verkauf der Stadt« an Privatinvestoren und die Verdrängung von Atelierhäusern bei 
gleichzeitigem Leerstand von (Gewerbe-)Immobilien im öffentlichen Eigentum (vgl. 
I1, z. 190–198), die auch für neue Atelierhäuser genutzt werden sollen. Das Haus der 
Statistik wurde dabei als ein möglicher Standort von vielen (wie beispielsweise das 
Dragoner-Areal oder das Flughafengebäude Tempelhof) aufgeführt und mit bereits 
geschlossenen Atelierhäusern kontextualisert. 

Ausgangspunkt für die anschließende Gründung der Initiative Haus der Statistik 
war das Workshop-Verfahren des Berliner Senats zur städtebaulichen Neubewertung 
des Alexanderplatzes (s. o.), wo die Umnutzung des Gebäudekomplexes zu Wohn-
raum für Geflüchtete und Arbeitsräume für Kunst, Kultur und Bildung erstmals vor-
geschlagen wurde – im Protokoll des Beteiligungsverfahrens wird das Haus bereits 
als Potential für »Studenten- oder Seniorenheime als auch die temporäre oder blei-
bende Nutzung durch Kulturszene« genannt (SenStadtUm 2016). 

Konzept einer Alternativplanung, Unterstützung und Gegenwind
Noch in der Nacht nach der Aktion habe sich der damalige Bezirksbürgermeister von 
Mitte, Christian Hanke (SPD), als Unterstützer gemeldet (Schmidt et al. 2016: 19). Er 
forderte die Initiatoren der AbBA-Aktion auf, ein konkretes Konzept zu erarbeiten. 
An die Gründung der Initiative Haus der Statistik anschließend wurde mit einer Pro-
jektgruppe aus überwiegend »Professionellen« (siehe Kapitel 5. 2) mit der Entwick-
lung eines konkreteren Konzepts begonnen. Das maßgeblich von raumlabor berlin 
entwickelte Konzept sah eine Mischnutzung aus integrativem Wohnen (vor allem für 
Geflüchtete), Kunst und Kultur (insbesondere Arbeitsräume für Künstler:innen), Bil-
dung (v. a. für Geflüchtete) sowie Veranstaltungsräume für Kultur und Begegnung 
auf den 55000 Quadratmetern Fläche des Gebäudekomplexes vor. Auch sollten zu 
schaffende Durchwegungen die städtebauliche Barrierewirkung des Komplexes ver-
ringern und eine Anbindung an das benachbarte Quartier ermöglichen. Die mittel-

liersterben in Berlin« unter dem Motto »Kunst zieht an und nicht aus!«. 
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fristige Möglichkeit der Nachverdichtung ist im Konzept bereits mitgedacht.
Am 11. 12. 2015 präsentierte die Initiative ihr Standortentwicklungskonzept im ge-

genüberliegenden Haus des Reisens – es überzeugte nicht nur Hanke, sondern wurde 
allgemein enthusiastisch aufgenommen, fast alle Berliner Tageszeitungen berich
teten positiv darüber. Nur sechs Tage später wurde die Unterstützung des Konzepts 
in der Bezirksverordnetenversammlung (BVV) von Mitte mit Stimmen aller Par-
teien beschlossen. Parallel dazu wurde ein Aufruf an Initiativen, Vereine und soziale 
Träger, die im programmatischen Spektrum des Konzepts liegen, gestartet, um einen 
Überblick über vorhandene Flächenbedarfe und die möglichen Nutzenden des Hau-
ses zu bekommen, die in einem ersten Vernetzungstreffen im Zentrum für Kunst 
und Urbanistik zusammenkamen.

Die Senatsverwaltung für Finanzen hatte unterdessen bereits eigene Überle
gungen für die Reaktivierung des Hauses als Behördenstandort angestellt, da es im 
Zuge der Standortsuche zur Unterbringung der großen Zahl an Flüchtlingen in den 
Fokus geraten war.

Über Christian Hanke kam für die Initiative jedoch der Kontakt zum Finanz
senator Matthias Kollatz-Ahnen (SPD) zustande, der die Initiative daraufhin im Ja-
nuar 2016 aufforderte, ein »plausibles Konzept aufzuzeigen, wie ihr Projekt realisie-
rungsfähig gestaltet werden kann« (Rada 2016a), da die Immobilie auch per 
Direktvergabe für die Nutzungsmischung der Initiative zum Verkauf gebracht wer-
den könne. Das infolgedessen ausgearbeitete Finanzierungskonzept sah einen priva-
ten Investor ‒ die auf »‚notleidende‘ Objekte« spezialisierte SolWo-Holding GmbH – 
oder eine kommunale Wohnungsbaugesellschaft als Partner vor und wurde dem 
Finanzsenat Ende April 2016 überreicht. 

Im Juni gewann das Konzept von raumlabor berlin für die Initiative einen Berlin 
Award 2016. Dieser Architekturpreis stand unter dem Motto »Heimat in der Fremde« 
und wird von der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt vergebenen. 
Die Jury bewertete das Konzept in der Kategorie geplantes Wohnprojekt als »sehr po-
sitiv« und »beispielgebend« (SenStadtUm 2016).

Im Laufe des Prozesses rückte jedoch die Verwaltungsnutzung in den Vorder-
grund, mit dem Argument der Finanzverwaltung, dass »aus Lärmgründen« die 
Otto-Braun-Straße nicht für eine Wohnnutzung geeignet sei (Rada 2016b) – ein fa-
denscheiniges Argument, wenn man das vor kurzem errichtete Hotel auf der 
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gegenüberliegenden Seite der Otto-Braun-Straße betrachtet oder sich die sonstige 
Wohnsituation gerade von Geflüchteten in Berlin zu diesem Zeitpunkt ins Gedächt-
nis ruft. Die Entscheidung über das Programm oder eine mögliche Mischnutzung im 
Haus der Statistik wurde schließlich in die nächste Legislaturperiode verschoben ‒ 
ein Umstand, den die Initiative nutzte, um über die Abfrage der Haltung der Parteien 
zum Konzept politischen Druck für die Realisierung des Konzepts nach der Wahl 
aufzubauen. 

Genossenschaftsgründung, erste Pilotprojekte und Wahl-Phase
Im April 2016 folgte ein weiterer großer Schritt für die Initiative: Die Gründung der 
Genossenschaft ZKB ZUsammenKUNFT Berlin e. G., die aus der Entwicklungsgenos-
senschaft Tempelhofer Feld hervorging (Schmidt et al. 2016), um eine Rechtsform für 
eine vertragliche Zusammenarbeit mit der öffentlichen Hand oder einem privaten 
Partner zu haben.

Mit Geldern der Kulturförderung des Senats konnte im Dachgeschoss des Hotel 
Bel Air in der Stresemannstraße 95, das zu einer Geflüchtetenunterkunft umfunk
tioniert worden war, ein Pilotprojekt gestartet werden: die ZUsammenKUNFT am 
Haus der Statistik (später i. d.R. »Modellprojekt« genannt22). Dort konnten nun erste 
Projekte der Arbeit mit Geflüchteten sowie künstlerische Events der Mitglieder der 
Initiative im Kleinen ausprobiert werden. Seit Juni 2016 fanden zudem verschiedene 
Kunstaktionen im Rahmen der Akademie der ZUsammenKUNFT am Haus der Sta-
tistik23 (siehe auch Kapitel 4) statt. Das Format war auf dem ersten Vernetzungstreffen 
im Januar 2016 im ZK/U gegründet worden und wird über einen »Akademiefonds« 
(aus Kulturfördermitteln des Senats) gefördert.

Der folgende Wahlkampf für die Wahl des Berliner Abgeordnetenhauses 2016 war 
vor allem durch die Themen des bezahlbaren Wohnens und der Unterbringung von 
Geflüchteten geprägt. Mit der Veröffentlichung der Broschüre Haus der Statistik – ein 
Angebot an Berlin, seine Bewohner.innen und politisch Verantwortliche wurde der ak-
tuelle Stand des Projekts, die Vision, Organisationsmodelle, Unterstützer:innen, und 
zwei Möglichkeiten der konkreten Projektentwicklung auf 26 Seiten präsentiert 
(IniHdS 2016). Parallel dazu wurde ein »Wahlcheck« initiiert, der die Einstellung der 
22	 im Folgenden nur noch Modellprojekt genannt
23	 im Folgenden als Akademie bezeichnet
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Landesparteien zum Konzept der Initiative abfragte. Bei einer kulturpolitischen 
Wahlveranstaltung versprach der damalige Stadtentwicklungssenator Geisel der Ini-
tiative schließlich 24% des Bestandsgebäudes (IniHdS 2016).

Koalitionsvertrag und Kaufvertrag
Im Zuge der Regierungsbildung der neuen rot-rot-grünen Koalition wurde schließ-
lich ein das Haus der Statistik betreffender Passus in den Koalitionsvertrag aufge-
nommen: dass dort ein »Ort für Verwaltung sowie Kultur, Bildung, Soziales und 
Wohnen« entstehen soll, als »Modellprojekt« der Koalition (Berliner Senat 2016).

Der Hauptstadtfinanzierungsvertrag, der am 8. 5. 2017 zwischen dem Bund und 
dem Land Berlin geschlossen wurde enthielt bereits eine Zusatzvereinbarung, dass 
das Land Berlin dem Bund das Haus der Statistik zum Verkehrswert übertragen 
wird. Diese Vereinbarung wurde mit der Unterzeichnung des Kaufvertrags im Okto-
ber 2017 erfüllt und zum Verkehrswert von ca. 50 Mio. Euro (Rada 2018) übereignet. 
Der vergünstigte Kauf gegenüber einem Bieterverfahren war an eine Zweckerklärung 
gebunden, die auch von der Verwaltung als Begründung für die 80-prozentige Ver-
waltungsnutzung des Bestands herangezogen wird. Damit konnte die Kerngruppe 
nach längerer Stille, die erbeten worden war, um den Abschluss des Kaufvertrages 
nicht zu gefährden, wieder an die Öffentlichkeit treten – mit der Verlautbarung, nun 
mit dem Bezirk Mitte, der BIM und der WBM als »gleichberechtigter Partner« 
(IniHdS 2017) in die Projektentwicklung zu gehen. 

Um wieder stärker in den Kreis der Interessierten zu wirken wurden ein Vernet-
zungstreffen (»RatSchlag«) der Akademie und kurz darauf ein Workshop zum Pro-
gramm der Akademie veranstaltet sowie ein großer Vernetzungsratschlag angekün-
digt, der Ende Januar 2018 im ZK/U stattfand. Am 14. 12. wurden die Ergebnisse des 
Workshops in Form einer kleinen Kundgebung am »Fahrrad-Flöckner«-
Verkaufspavillon präsentiert, während mit einer mobilen Fahrradküche von 
openBerlin e. V. Glühwein ausgeschenkt und eine Wandzeitung zur Geschichte des 
Hauses und der Initiative plakatiert wurde.
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aktueller Stand der Aushandlung

Der aktuelle Stand der Aushandlungen beinhaltet noch einige Variablen, aber auch 
bereits viele Festsetzungen, die ich im Folgenden beschreiben möchte. Eine infor-
melle Zusammenarbeit der Initiative (genauer: des Leitungskreises) mit den Landes-
eigenen Gesellschaften BIM und WBM, den zuständigen Senatspolitiker:innen und 
dem Bezirk Mitte fand schon seit dem Erwerb der Immobilie statt. Diese Arbeits-
struktur wurde nun am 29. 1. 2018 beim 5. Vernetzungstreffen der Initiative stärker 
formalisiert, indem eine Kooperationsvereinbarung unterzeichnet wurde: Die Stadt
entwicklungssenatorin Katrin Lompscher, der Geschäftsführer der BIM Sven Le-
miss, der Geschäftsführer der WBM Jan-Robert Kowalewski, der Baustadtrat des Be-
zirks Mitte Ephraim Gothe und der Vorstand der ZKB (verteten durch Christian 
Schöningh) vereinbarten darin die weitere Kooperation sowie die Findung von »Ziel-
vereinbarungen zum Nutzungskonzept, zur Partizipation sowie […] Organisations- 
und Finanzierungsmodelle« bis zum Ende der Phase o im August dieses Jahres. Die ZKB 
bzw. die Initiative erkennt damit auch die bereits durch den Senat getroffenen Ent-
scheidungen an und akzeptiert die Ziele der anderen beteiligten Agierenden. Die ak-
tuellen Festsetzungen, die auch ein Abstimmungsergebnis des Sprecher:innenkreises 

Freifläche A (Wohnungen):
80% WBM 
20% Genossenschaften 

Freifläche A (Wohnungen):
80% WBM 
20% Genossenschaften 

Bestandsgebäude (A-B-C-D):
80% Verwaltung
20% soziokulturelle Nutzungen

Bestandsgebäude (A-B-C-D):
80% Verwaltung
20% soziokulturelle Nutzungen

Freifläche B:
60% Verwaltung (Rathaus)
40% soziokulturelle Nutzungen
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das kooperative 
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mit der SenFin von August 2017 darstellen24, sehen folgendes vor: Die Bestandshoch-
häuser (A bis D) werden zu 80% für Verwaltungsnutzungen des Landes Berlin zur 
Verfügung stehen (im Gespräch sind derzeit die Geschäftsstelle der BIM selbst oder 
das Finanzamt Mitte als Nutzende), die restlichen 20% des Bestandsbaus sollen der 
Initiative für ihre »sozio-kulturellen Nutzungen« zur Verfügung stehen. Im rück-
wärtigen Bereich des Areals wird in den Freiflächen und den Flächen der Flachbau-
ten ein erhebliches Neubaupotenzial gesehen, für das es bereits konkrete Vorstellun-
gen für kommende Nutzungen (und ebenfalls dringenden Bedarf) gibt. Im Bereich 
der Freifläche A, also dem jetzigen Parkplatz, soll 80% der potenziellen Geschossflä-
che durch die städtische Wohnungsbaugesellschaft (also die WBM) und 20% der Flä-
che für genossenschaftlichen Wohnungsbau zur Verfügung stehen. Auf der durch 
Abbruch der Flachbauten E und G entstehenden Freifläche soll der Anteil der Ver-
waltungsnutzung 60% und der Anteil der sozio-kulturellen Nutzungen 40% betra-
gen, um sowohl einen Rathaus-Neubau für den Bezirk Mitte wie auch Neubauflächen 
für die Zwecke der Initiative unterzubringen. Für die Nutzungen der Initiative be-
deutet das, »dass eine Verlagerung in den Neubau stattfindet, aber das Flächenvolu-
men insgesamt weiterhin sehr groß ist um eine kritische Masse an Nutzungen und 
Overheadstrukturen bilden zu können« (ebd.).

Somit ist das Gros der Nutzungen für den großen Rahmen bereits festgelegt – was 
noch ausgehandelt werden soll, etwa in Bürger:innenbeteiligungsverfahren, sind also 
offenbar eher die (nicht unwichtigen) Detailfragen der städtebaulich-räumlichen Ge-
staltung als die Frage nach den Nutzenden. Für den kleineren Rahmen, also den der 
Initiativennutzungen, ist diese Frage jedoch von zentraler Bedeutung: Wer darf 
wofür wie viel Miete einziehen? Was ist das gemeinsame Programm des Zentrums? 

Ziele und Interessen der Beteiligten Agierenden

Der Bezirk Mitte, im Prozess überwiegend durch den Baustadtrat Ephraim Gothe 
vertreten, hat am Standort verschiedene Interessen. Zum einen ist das die Errichtung 
eines neuen Rathauses, um pünktlich vor dem Auslaufen des Mietvertrags für das 
derzeitige Rathaus in der Karl-Marx-Allee (also im Jahr 2028) umziehen zu können. 

24	 Präsentation der Initiative auf dem 5. VernetzungsRatschlag am 29. 1. 2018 im ZK/U
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Dahinter verbirgt sich das starke Interesse, der Volatilität des privaten Immobilien-
marktes zukünftig zu entgehen und die bezirkliche Verwaltung auf mittlere und 
lange Sicht arbeitsfähig zu halten. Dabei rückt der Zeithorizont stark in den Fokus: 
bis 2021, also bis zum Ende der aktuellen Rot-Rot-Grünen Legislaturperiode, soll der 
Bebauungsplan für den Neubaubereich fertiggestellt sein, um schließlich bis zum 
Auslaufen des aktuellen Mietvertrags 2028 das neue Rathaus fertigstellen zu können. 
Für Gothe ist zum anderen ein »qualitätsvoller Städtebau«, der die Freiflächen mit 
einbezieht, von Bedeutung und im Interesse des Bezirks (Rada 2018). Weiterhin 
führte er im Interview aus, dass ihm eine Anlaufstelle für Obdachlose an Ort und 
Stelle wichtig wäre (I2, z. 95 f.).

Die BIM GmbH ist der Senatsverwaltung für Finanzen unterstellt und spielt eine 
Doppelrolle: einerseits ist sie quasi »Besitzerin« des Gebäudekomplexes und Verwal-
terin der Grundstücksflächen im Auftrag des Landes Berlin. Andererseits setzt sie als 
Institution die Rahmenbedingungen, die vonseiten der Senatsverwaltung für Fi
nanzen vorgegeben werden ‒ also innerhalb von möglichst kurzer Zeit möglichst viel 
Fläche für Verwaltungszwecke zu schaffen ‒ fest und sorgt mit ihrer fachlichen Ex-
pertise im Immobilienmanagement für die Grundlage, von der aus der Senat die Ent-
scheidung über die letztendliche Verwaltungsnutzung trifft. Insgesamt versucht die 
BIM, die verschiedenen Interessen der beteiligten Agierenden unter einen Hut zu 
bringen, verfolgt aber mit ihrem Fokus auf Wirtschaftlichkeit und ein möglichst ein-
faches Vermietungsmodell auch eigene, der Institution inhärente Ziele.

Die WBM ist als Wohnungsbaugesellschaft der Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung und Wohnen unterstellt und hat vor allem das Interesse, möglichst viele 
der durch die Politik von ihr geforderten Wohneinheiten auf dem ihr zugedachten 
Gelände zu erstellen. Da insgesamt ein hoher »quantitativer« Realisierungsdruck be-
steht (die WBM soll innerhalb der nächsten Jahre allein in Mitte 4000 neue Wohn
einheiten schaffen), ist anzunehmen, dass Maßnahmen, die den Bauablauf verzögern 
könnten ebenso den Interessen der WBM entgegenstünden wie Festlegungen, die die 
Anzahl der realisierbaren Wohneinheiten verringern würden.

Die ZKB e. G. ist als »rechtsfähiges Organ« der Initiative Haus der Statistik be-
müht, die Interessen der zukünftigen Nutzenden im Zentrum bei der Entwicklung 
des Gesamtareals möglichst gut zu vertreten. Sie hat die schwierige Aufgabe, Spiel-
räume zu erstreiten während gleichzeitig der »Basis« bereits ausgehandelte 
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Sachzwänge zu vermitteln sind. Ein Hauptanliegen ist eine größtmögliche Autono-
mie des entstehenden Zentrums, das zudem so kostengünstig wie möglich in Betrieb 
genommen werden soll, indem der Innenausbau sukzessive und mit Eigenleistungen 
erfolgen können soll. Ein weiteres Interesse besteht darin, das »Modellprojekt« in 
dem Sinne voranzutreiben, dass Interaktionen zwischen den beteiligten Institutio-
nen und späteren Nutzenden entstehen können, die über ein reines Nebeneinander 
hinausgehen.

Gemeinsam ist den Kooperationspartner:innen, dass sie willens sind, den Weg der 
Projektentwicklung gemeinsam zu beschreiten. Die jeweiligen Interessen der ande-
ren werden anerkannt und es wird sich darum bemüht, eine gemeinsame Arbeits
ebene zu finden. Allen gemein ist auch das grundsätzliche Interesse, durch ein zügi-
ges Vorankommen monetäre Ressourcen zu sparen. Allerdings sind hier bereits 
grundlegende Unterschiede in den benötigten Zeithorizonten zu erkennen. 
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Während die BIM mit der Sanierung des Bestandsbaus noch im Jahr 2019 beginnen 
möchte (BIM 2017) um die geforderten Verwaltungsflächen in »moderaten Stan-
dards« (i 4, z. 138) zu schaffen, benötigt die Initiative als Bestandsnutzende deutlich 
mehr Zeit zur Bestimmung ihrer konkreten Anforderungen an das Gebäude. Was 
die Neubaupotenzialflächen im rückwärtigen Bereich angeht, hat man allein auf-
grund des notwendigen Bebauungsplanverfahrens einen deutlich weiteren Zeithori-
zont von mehreren Jahren. Doch auch hier gibt es ein dringendes Interesse seitens 
des Senats und des Bezirks das Bebauungsplanverfahren vor der nächsten Wahlperi-
ode, also bis 2021, abschließen zu können.

Ausblick

Es gibt zwei Prozesse, die nun parallel ablaufen werden: die Sanierung und Reakti-
vierung des Bestands und die Planungen für die Neubauten. Dafür wird auch ein 
Neuzuschnitt der Grundstücke vonnöten sein, wofür die Initiative bereits in ihrem 
Konzept von 2016 einen Vorschlag unterbreitet hat. Während der Sanierung und der 
Planungen ist es zudem angedacht, die Flachbauten, die mit großer Sicherheit der 
Nachverdichtung weichen werden, zwischenzunutzen. Derzeit läuft ein vom Land 
Berlin (bzw. der BIM ausgelobter) Architekturwettbewerb für eine neue Fassade 
sowie die »städtebauliche Arrondierung« (Berlin/BIM 2018), für den auch Andrea 
Hofmann für die Initiative und Jan Robert Kowalewski für die BIM als Sachpreis-
richter(in) sowie eine Vertreterin der WBM als stellvertretende Sachpreisrichterin 
zugelassen wurden.

Der ehemalige Verkaufspavillon (Gebäude F) wird der Initiative während dieser 
Zeit als »feste öffentliche Schnittstelle« (IniHdS 2017), Treffpunkt und Aushänge-
schild dienen, auch um Beteiligungsprozesse vor Ort anzustoßen und mit Anwohnen
den und der Stadtgesellschaft in Kontakt zu kommen.
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Zusammenfassung und Zwischenfazit

Nach erfolglosen Versuchen durch die BImA, das Hauses der Statistik an Investoren 
zu vermarkten um das Areal neu zu entwickeln stand das Gebäude seit nunmehr 10 
Jahren leer. Mit einer öffentlichkeitswirksamen Plakataktion wurde das Initial für 
ein alternatives Planungskonzept der Initiative gesetzt. Sie schlug für die leerste-
hende Immobilie integrative Wohnnutzungen unter anderem für Geflüchtete sowie 
die Schaffung eines Zentrums mit kultureller und sozialer Infrastruktur vor – ein 
Vorschlag, der vor allem auf Bezirksebene breite politische Unterstützung fand. 
Durch parallel entstandene Überlegungen des Finanzsenators, durch den Erwerb 
und die Renovierung der Immobilie dringend benötigte Verwaltungsflächen zu 
schaffen, ergab sich ein Interessenkonflikt. Das auf Anforderung des Senators ausge-
arbeitete Finanzierungskonzept der Initiative sah eine gemeinsame Projektentwick-
lung mit einer Wohnungsbaugesellschaft oder einem privaten Investor vor. Schließ-
lich kündigte der Senat Verhandlungen mit der BImA zum Erwerb der Immobilie 
durch das Land an, aufgrund der Wahl 2016 sollte die Entscheidung über das Projekt 
der Initiative aber vertagt werden. Der rot-rot-grüne Koalitionsvertrag beinhaltet 
neben der Verwaltungsnutzung auch soziokulturelle Nutzungen, seit Unterzeich-
nung des Kaufvertrages ist der Abriss des Hauses vom Tisch. In der nun unterzeich-
neten Kooperationsvereinbarung zwischen Immobilienverwaltung, Wohnungsbau-
gesellschaft, Bezirk und der Genossenschaft der Initiative ist die Verteilung der 
nutzbaren Flächen und die Erarbeitung des gemeinsamen Entwicklungsprozesses 
vereinbart. 

Wirklich leicht wurde es der Initiative mit ihrem Konzept trotz der breiten Basis 
an Rauminteressierten und -bedürftigen und der einstimmigen Unterstützung durch 
die kommunale Ebene nicht gemacht: Während die Initiative zunächst durch den 
Finanzsenat aufgefordert wurde, ein wirtschaftlich tragfähiges Konzept zu erstellen, 
das sich auf einen privaten Investor stützt (somit wurde auch signalisiert, dass sich 
das Konzept selbst tragen muss und nicht direkt mit Landesmitteln gefördert werden 
kann), wurde bald klar, dass die Verwaltungsnutzung für die Landesebene aufgrund 
der Dringlichkeit Vorrang hat – so jedenfalls die Auffassung der Landes-SPD (Gese-
mann et al. 2017: 49). Die 20% des Bestandsbaus, die für die Initiative vorgesehen 
sind, lesen sich in der Summe eher wie ein mühsam abgerungenes Zugeständnis, 
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trotz des vonseiten der Finanzverwaltung immer wieder angeführten Arguments, 
dass die Verwaltungsnutzung allein aufgrund der Zweckerklärung als Voraussetzung 
für den Erwerb der Immobilie zum Verkehrswert geboten gewesen sei. 

Es bleibt ein gewisser Nachgeschmack, da an dieser Stelle ein hoher Problem-
druck deutlich wird: sämtliche nicht vorwiegend kommerzielle Nutzungen im Zent-
rum der Stadt scheinen sich inzwischen in Konkurrenz zueinander zu befinden: 
Standorte für Landesbehörden wie für das Bezirksamt konkurrieren mit kulturellen 
und sozialen Nutzungen sowie bezahlbarem Wohnungsbau um die (staatlichen) 
Restflächen, die überhaupt noch kostengünstig entwickelbar sind. Dabei stehen der 
Ankauf und die Maßnahmen des Landes auch und gerade unter der Maßgabe, »wirt-
schaftlich« zu sein (gegenüber der freilich absurden Möglichkeit, für die Verwaltung 
private Büroflächen anzumieten) – also letzten Endes den Landeshaushalt zu entlas-
ten. Der Fall kann somit weniger als die bodenpolitische Kehrtwende vom Diktat der 
»extremen Haushaltsnotlage« gesehen werden denn als Kontinuität der Sparpolitik 
– wenn auch langfristiger kalkuliert und dadurch sicherlich zu begrüßen. 

Die kooperative Stadtentwicklung findet an dieser Stelle nur aufgrund des 
Drucks »von unten«25 statt – ein Umstand, der auch dafür sorgt, dass Ressourcen von 
außen für Belange der Stadt quasi kostenlos eingesammelt werden können, etwa das 
Engagement und die Expertise der beteiligten »Stadtmacher:innen«. 

Da alle vorgesehenen Nutzungen eine hohe Dringlichkeit haben, ist davon auszu-
gehen, dass die Potenzialflächen nicht unter einem Mindestmaß an baulicher Dichte 
entwickelt werden können, wenn denn alle Nutzungen untergebracht werden sollen. 
Vor diesem Hintergrund ist es durchaus fraglich, wie die modellhafte Bürgerbeteili-
gung an dieser Stelle über das gesetzlich vorgeschriebene Maß und die Stufen des 
tokenism hinausgehen soll, wenn eigentlich alle Nutzungen (und Flächenbedarfe) 
eigentlich schon feststehen. Eine ergebnisoffene Beteiligung im Sinne einer kollek
tiven Wunschproduktion26 erscheint an dieser Stelle nur in engen Grenzen möglich.

25	 »von unten« heißt an dieser Stelle »unterhalb der Landespolitik-Ebene«.
26	 Der Begriff wurde durch die partizipative Gestaltung des Park Fiction Parks in 

Hamburg geprägt.
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4	 Die Initiative Haus der Statistik

Im folgenden Abschnitt wird der Frage nachgegangen, wer genau die Initiative eigen
tlich ist und wie sie intern organisiert ist. Schließlich werden die verfolgten Ziele 
sowie die die zur Erreichung der Ziele eingesetzten Mittel und Praktiken beschrieben.

Agierendenkonstellation und Hierarchien innerhalb der Initiative

In der Konzeptbroschüre vom August 2016 werden drei verschiedene Kategorien auf-
geführt: Potentielle Nutzer, die durch einen Letter of Intent Interesse an Flächen be-
kundet haben (vgl. IniHdS 2016: 24); die Genossenschaft, mit der Aufgabe, den Pro-
zess zu organisieren und das Projekt weiter zu entwickeln (vgl. IniHdS 2016: 25) sowie 
die Initiative, die als »offene Vernetzungsplattform« und »gesellschafts- und stadt
politische Initiative« beschrieben wird, die aber »bis auf weiteres nicht vom Handeln 
[der Genossenschaft] zu trennen« sei (IniHdS 2016: 26). Schon hier zeigt sich, dass die 
Trennung dieser drei Sphären nicht so deutlich sein kann, wie es zunächst scheint. 
Die Definition der Mitglieder der Initiative erschien auch in den Interviews mit den 
Insidern etwas diffus: Zuweilen wird das große Netzwerk aus ca. 80 Organisationen 
und 450 Einzelpersonen, die sich »an der Idee beteiligen« und »die Masse der Initia-
tive Haus der Statistik bilden« als zu Initiative zugehörig beschrieben (vgl. I1, z. 
55‒63), an anderer Stelle wird jedoch die Initiative mit dem inneren (Sprecher:innen-)
Kreis (vgl. I5, z. 118 f.) oder gar der Genossenschaft (vgl. I5, z. 188) gleichgesetzt (wobei 
zumindest letzteres ein Versprecher gewesen sein könnte). 

Im Folgenden werde ich versuchen, die Struktur etwas klarer darzustellen, denn 
innerhalb der Initiative gibt es Agierende mit unterschiedlichen Entscheidungs- und 
Gestaltungsmöglichkeiten so wie es unter den Nutzungsinteressierten Institutionen 
mit unterschiedlichsten Mitgliederstärken, Arten der Rechtsform, inhaltlichen Aus-
richtungen und Level der Anerkennung gibt.

Die größte Unterscheidung ergibt sich durch den Grad der Formalisierung: Wäh-
rend einzelne Personen der Initiative auch der ZUsammenKUNFT Berlin e. G. Stadt
entwicklungsgenossenschaft (im folgenden ZKB) angehören und damit formalisierte 
Rechte innerhalb der Genossenschaft haben beziehungsweise offiziell als Sprecher:in-
nen fungieren, sind andere Einzelpersonen und Initiativen, insbesondere Nutzungs-
interessierte, nur informell Teil der Initiative. Innerhalb dieser zwei Hauptgruppen 
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ergeben sich weitere Differenzierungen, auf die ich nun genauer eingehen werde.

Innerer Kreis
Neben den beteiligten Organisationen (AbBA, ZK/U, raumlabor berlin, bbk e. V., 
openBerlin e. V.) die zum Teil über Berlin hinaus bekannt sind, lohnt sich auch ein 
Blick auf die einzelnen Personen, die sich für die Initiative engagieren. Der inner 
circle der Initiative lässt sich in verschiedene Kategorien aufteilen. Auch intern gibt es 
verschiedene Labels, die scheinbar zum Teil synonym verwendet werden: die Kern-
gruppe, der Sprecherkreis, der Leitungskreis oder der Vorstand der Genossenschaft. 
Diese Zugehörigkeiten decken sich oft, aber nicht immer ‒ so gibt es leitende Spre-
cher:innen, die nicht (mehr) Teil der Genossenschaft sind (Florian Schmidt), oder 
Genossenschaftsmitglieder, die nicht Teil des Specherkreises oder des operativen Ge-
schäfts sind (Thomas Knorr-Siedow und Christiane Droste).

Als Specher:innen werden aktuell Harry Sachs, Andrea Hofmann, Christian 
Schöningh, Martin Schwegmann, Florian Schöttle und Florian Schmidt genannt 
(IniHdS 2018):
·	 Harry Sachs ist Künstler, Mitbegründer des Vereins Kunstrepublik e. V.27 und 

leitet das Zentrum für Kunst und Urbanistik (ZK/U) in Berlin-Moabit;
·	 Andrea Hofmann ist Architektin und Mitgründerin von raumlabor berlin;
·	 Christian Schöningh ist ebenfalls Architekt, Leiter des Büros »die zusammen

arbeiter« und für genossenschaftliche Projekte wie das Spreefeld und das Holz-
markt-Areal bekannt;

·	 Martin Schwegmann ist Architekt und Stadtforscher und seit April 2017 Atelier-
beauftragter des Kulturwerks vom Berufsverband bildender Künstler*innen 
Berlin (bbk berlin e. V.);

·	 Florian Schöttle ist Immobilienkaufmann und Projektenwickler für kulturelle 
Nutzungen und war bis 2013 Atelierbeauftragter;

·	 Florian Schmidt ist Soziologe, Stadtplaner und Fachpolitiker (Grüne), seit 2016 
Bezirksstadtrat von Friedrichshain-Kreuzberg und war von 2014 bis 2016 Atelier-
beauftragter von Berlin.

27	 http://www.kunstrepublik.de/ 

http://www.kunstrepublik.de/
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Dieser Sprecher:innen- beziehungs-
weise Leitungskreis ist beinahe 
deckungsgleich mit dem Vorstand der 
Genossenschaft28 und maßgeblich für 
die Ausgestaltung der Projektentwick-
lung verantwortlich. Außer den 
Sprecher:innen der Initiative sind 
auch viele Ursprungsmitglieder 
der »übernommenen« ZKB29 nach 
der Umbenennung in dieser verblie-
ben. Dieser Kreis ist bislang nach 
außen nicht geöffnet – es gibt keine 
offizielle Website der Genossenschaft 
und es wird auch derzeit nicht um 
neue Mitglieder geworben. Die 
Schwierigkeit, darüber zu befinden, 
»wer Mitglied werden kann und wie das Stimmrecht ausgestaltet ist« (Schmidt et al. 
2016: 22), ist den Genoss:innen aber durchaus bewusst.

Die Stadtforscher:innen Martin Schwegmann und Mary Dellenbaugh-Losse sind 
Mitherausgeber:innen des Sammelbandes Urban Commons: Moving Beyond State 
and Market (2015) der Bauwelt-Fundamente-Reihe und auch aus dieser Perspektive in 
das Projekt involviert.30 Weitere bedeutende Einzelpersonen in der Initiative sind 
Maria Muñoz Duyos (Stadtplanerin)31, Claudia Hummel (Dozentin am Institut für 
Kunst im Kontext an der UdK Berlin), Çağla İlk (nGbK / Maxim-Gorki-Theater), 
Markus Bader (Architekt bei raumlabor berlin), Simon Wöhr (Architekt, die 
28   Vorstandsmitglieder sind derzeit Christian Schöningh, Andrea Hofmann, Harry 

Sachs und Florian Schöttle. Florian Schmidt trat seine Genossenschaftsanteile ab, 
um in seiner Position als Baustadtrat von Friedrichshain-Kreuzberg keinen Inte
ressenkonflikten ausgesetzt zu sein.

29	 Die ZKB e. G. ging im Juni 2016 aus der Entwicklungsgenossenschaft Tempelhofer 
Feld hervor und hieß zwischenzeitlich Entwicklungsgenossenschaft e. G. (EGeG). 

30	 Sie leiteten auf dem 5. Vernetzungsratschlag am 29. 1. 2018 eine von fünf AGs mit 
dem Thema »Leitbild/Manifest/Verfassung erarbeiten«, wo auch die Frage disku-
tiert wurde, wie das Haus der Statistik als Gemeingut genutzt werden kann.

31	 http://www.urbanitas.eu/de/ 
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Harry Sachs • • • •

Andrea Hofmann • • •

Christian Schöningh • • •

Martin Schwegmann • •

Florian Schöttle • • • •

Florian Schmidt • • • • •

Rocco Zühlke • •

Johannes Dumpe • •

Maria Muñoz Duyos • •

Claudia Hummel •

Markus Bader •

Tab. 2 | Ein Ver-
such, die verschie-
denen Zugehörig-
keiten zu erfassen, 
der jedoch keinen 
Anspruch auf Voll-
ständigkeit erhebt

http://www.urbanitas.eu/de/
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Zusammenarbeiter), Mary Dellenbaugh-Losse (Stadtforscherin), sowie Rocco Zühlke 
und Johannes Dumpe (openBerlin e. V.), die jedoch stärker im weniger institutionali
sierten Rahmen wie der Akademie eingebunden sind. 

Die meisten Mitglieder des inner circle der Initiative sind in irgendeiner Weise Teil 
der Szene der experimentellen, künstlerischen oder alternativen Stadtentwicklung 
zuzuordnen und kennen sich schon seit längerer Zeit von Veranstaltungen wie den 
ExperimentDays32 oder dem MakeCity-Festival, aus vorangegangenen Projekten wie 
der Gründung des ZK/U, aus stadtpolitischen Zusammenschlüssen wie der Initiative 
StadtNeuDenken oder einer Zusammenarbeit wie bei der Erstellung des Masterplans 
Atelierräume 2020.

Vor diesem Hintergrund ist die ausgeprägte Professionalität zu erwähnen, die ein 
konstituierendes Merkmal des inneren Kreises ist, wo das eigene Fachwissen und die 
eigenen Kompetenzen im Sinne der Ziele der Initiative eingebracht und eingesetzt 
werden. Diese Ballung an Fachkompetenz führt einerseits dazu, dass innerhalb der 
aufgebauten Strukturen sehr effizient und ergebnisorientiert gearbeitet werden kann, 
andererseits ist dadurch die Offenheit für am Projekt Interessierte eingeschränkt. 

Innerhalb der Entwicklungsgenossenschaft besteht das vorrangige Interesse, über 
den gesamten Prozess hinweg »Entwicklerin« zu sein. Während dadurch auch das 
Interesse besteht, mit den »großen« Kooperationspartnern möglichst gut durch das 
gesamte Vorhaben zu kommen, sind aber auch andere (untergeordnete) Ziele in der 
Kerngruppe denkbar und wahrscheinlich. So kann im Falle der involvierten Selbst-
ständigen (wie Politiker:innen) ein erfolgreich umgesetztes Projekt dieser Art sehr 
hilfreich für die Platzierung der eigenen »Marke« sein und als Referenzprojekt mit 
einem gewissen Bekanntheitsgrad Strahlkraft entwickeln (vgl. I1, z. 487–510) – es 
handelt sich also auch um potenzielles symbolisches Kapital. Die Schaffung von 
bezahlbaren Atelierflächen, die ein zentraler Bestandteil des Projekts sind, leitet sich 
auch aus der vorhergehenden Arbeit vieler Kerngruppenmitglieder ab, etwa im 
Atelierbüro oder wie im Rahmen des Projekts Art City Lab von raumlabor berlin 
(vgl. (raumlabor berlin 2015) oder im Rahmen der Überlegungen zur Aufstockung 
des PostOst-Gebäudes33. Außerdem ist die Neuschaffung von Atelierflächen im von 

32	 http://experimentdays.de/ 
33	 Das PostOst-Gebäude ist ein ehemaliges Postgebäude, das zu Atelier- und Pro-

beräumen umgenutzt wurde und bis 2016 als Atelierhaus diente. Nach dem Kauf 

http://experimentdays.de/
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Florian Schmidt auf den Weg gebrachten Masterplan 2020, mit dem die vorhandenen 
Atelierräume vervierfacht werden sollen, enthalten.

 Ein weiteres Anliegen der Projektentwickler in der Genossenschaft dürfte (ver-
ständlicherweise) die Vergütung der eigenen Planungsleistungen sein.

Ziel der Genossenschaft ist es auch, ein Projekt umzusetzen, das der eigenen in-
haltlichen oder politischen Vorarbeit entspricht – ein Anliegen, das auf unterschied-
liche Weise für die Einzelpersonen möglich ist. Die Mitglieder der Initiative Stadt-
Neudenken können somit beweisen, wie mit einer anderen Liegenschaftspolitik gute 
Projekte möglich werden und (ehemalige) Atelierbeauftragte können zeigen, wie der 
Kampf für die Sache der Künstler:innen weitergeführt wird. Für das Gesamtprojekt 
ist auch die Erarbeitung einer Programmatik, die dem Konzept entspricht und die 
Schaffung eines transparenten und fairen Raumvergabeverfahrens von Interesse. 
Der Wermutstropfen an der Projektentwicklung wird die Entscheidung darüber sein, 
wer »einziehen« darf und vor allem: wer nicht.

die Partner und Interessierten
 Neben dem Leitungskreis der Initiative gibt es die breite »Basis« aus sogenannten 
Letter-of-Intent-Partnern (LOI-Partner), in der Regel Organisationen und Initiati-
ven, die konkrete Raumbedarfe auf Aufforderung durch die Initiative hin oder aus 
Eigeninitiative formuliert haben. Auch hier reicht das Spektrum sehr weit: von hoch-
institutionalisierten Verbänden wie dem Paritätischen Wohlfahrtsverband oder der 
Caritas über anerkannte Kulturinstitutionen und Stiftungen bis hin zu kleinen Initi-
ativen und Organisationen mit einem unterschiedlichen Grad der Anerkennung. Ge-
meinsam ist diesen Partner:innen, dass sie zumindest in einer Vereinsstruktur orga-
nisiert sind und somit einen gewissen Grad an Formalisierung an den Tag legen. Die 
Institutionen und Vereine, die von Anfang an am Projekt mitgewirkt haben, werden 
als »Gründungsmitglieder« (vgl. IniHdS 2016: 26) gesondert aufgeführt. Dazu gehö-
ren insbesondere die Institutionen, die mit dem Leitungskreis und der Genossen-
schaft verbunden sind sowie Partnerinitiativen, die mit Geflüchteten arbeiten 

durch einen Investor wurde zum Symbol der Verdrängung von Künstler:innen 
durch die vielfach affluentere Start-up-Szene wurde. Geplant war es, die Nutzungs-
konflikte durch eine Aufstockung zu lösen, um eine Koexistenz zu ermöglichen 
(PostBerlin 2016), seit etwa einem Jahr ist es aber ruhig geworden um die Pläne.
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(Schlesische 27, Cucula, Gyalpa) oder sich im Bereich Teilhabe und Stadtaktivismus 
engagieren (Stiftung Zukunft Berlin und openBerlin).

Als weitere Gruppe zu nennen wären eventuell Rauminteressierte, die ihre Raum-
bedürfnisse bislang nicht in Form eines Letter of Intent bei der Initiative angemeldet 
haben oder nicht als Verein o. ä. organisiert sind und daher bei der Vergabe von Räu-
men nicht berücksichtigt werden können. Beispielsweise wären das Künstler:innen, 
die nur über die Vergabe im Atelierprogramm in das Haus der Statistik werden ein-
ziehen können. 

Es wird zwar immer wieder klargestellt, dass noch keine Entscheidungen über die 
zukünftigen Nutzenden getroffen wurden, da es Teil der Phase 0 ist, ein Vergabever-
fahren zu finden. Es ist jedoch anzunehmen, dass Initiativen, die von Anfang an am 
Projekt mitgewirkt haben (»Gründungsmitglieder«, (vgl. ebd.) oder ihr politisches 
Gewicht eingesetzt haben (etwa »große« Partner:innen wie die Caritas oder der Pari-
tätische Wohlfahrtsverband) ihren Anteil an den entstehenden Flächen bekommen 
werden (falls Raumbedarf besteht).

Im Raum steht eine Art Konzeptvergabe, die die verschiedenen Initiativen danach 
auswählen, wie gut sie auf das Gesamtkonzept passen.

Die Interessen der Rauminteressierten und Partner:innen wurden in meiner Re-
cherche nicht behandelt, ich möchte an dieser Stelle dennoch einige Vermutungen 
anstellen. Das Hauptinteresse dürften möglichst günstige Räume sein, die so bald 
wie möglich zur Aufnahme der eigenen (eigentlich intendierten) Arbeit zur Verfü-
gung stehen. Für einige finanziell prekärer aufgestellte Initiativen kommt eine Sub-
ventionierung der eigenen Miete durch institutionell stärker aufgestellte Mitmieter 
als Interesse in Frage, während für diese wiederum die indirekte Subventionierung 
von anderen möglicherweise gegen ihr eigenes Interesse läuft. Ein weiteres Ziel der 
Interessierten dürfte es sein, möglichst bald eine Verbindlichkeit zu bekommen, ob 
sie Teil des entstehenden Zentrums werden können oder nicht – um einerseits planen 
zu können und andererseits ihre Ressourcen nicht vergeblich einzusetzen. Ein Prob-
lem könnte das Durchstehen der Übergangsphase sein, falls vormals genutzte Räume 
schon nicht mehr zur Verfügung stehen. Auch die Rückkopplung mit der eigenen 
Basis innerhalb der Strukturen, um im weiteren Verlauf Raumanforderungen und 
dergleichen definieren zu können, wird ein mittelfristiges Ziel sein.

Die Ziele und Interessen der einzelnen potenziellen Nutzenden sind so vielfältig 
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wie das Spektrum der involvierten Agierenden. Gemeinsam ist allen der Wille, ge-
meinsam bezahlbare Flächen für soziale und künstlerische Aktivitäten in möglichst 
großer Quantität und möglichst kurzer Zeit zu schaffen. Weiterhin ist die Schaffung 
eines übergeordneten Konzepts für das Zentrum und das Gesamtareal ein Grund-
konsens.

Anspruch und Programmatik

In einem Artikel in der dérive (Schmidt et al. 2016) stellt die Initiative ihren stadtent-
wicklungspolitischen Hintergrund sowie ihre Ziele und Praxis auch im Rahmen der 
Genossenschaft ausführlich dar. Darin wird das Projekt vor dem Hintergrund einer 
verfehlten Berliner Boden- und Liegenschaftspolitik erklärt sowie die Gunst der 
Stunde des »Zeit und Massenproblems« der Unterbringung von Geflüchteten als 

Gründungsmitglieder
mit Kerngruppe/Genossenschaft verbunden Partner:innen

Allianz bedrohter Berliner Atelierhäuser (AbBA)
Kulturwerk des bbk berlin GmbH
Zentrum für Kunst und Urbanistik (ZK/U)
Initiative StadtNeudenken e. V.
raumlabor berlin
Martinswerk e. V.
Belius Stiftung
die Zusammenarbeiter

Schlesische 27
CUCULA e. V.
Gyalpa e. V.
openBerlin e. V. 
Stiftung Zukunft Berlin

Rauminteressierte

BAfF, BumF & Xenion 
Berlin Global Village e. V. 
Brandnewmusic GmbH
Browse Gallery
Campus Cosmopolis
Caritasverband für das Erzbistum Berlin e. V.
Computerspielemuseum 
Cucula
Evangelisches Johannesstift 
Flussbad Berlin e. V.
Gemeinschafts Figurenkabinett 
Haus der Kulturen der Welt
Initiative Felsen – Ateliersiedlung 
Karneval der Kulturen
Komm & Sieh gGmbH 

Lebendig Altern e. V. 
Markus Ambach Projekte
NGBK
Prinzip Heimat e. V. – “Hotel Utopia” 
Reallabor
Salam e. V.
Senatskanzlei für kulturelle Angelegenheiten 
Skateboardmuseum Berlin
Social Collective & Migration Hub 
Stattbad
Studentendorf Schlachtensee eG
TU – Fachbereich Bildende Kunst
UdK – Common Ground
Ufer Studios
ZK/U

Tab. 3 | Überblick 
über die Grün-
dungsmitglieder 
und die Raum- 
Interessierten



48

Möglichkeit für eine neue Kooperation mit der Stadt beschrieben. Dabei ginge es um 
ein »Leuchtturmprojekt der anderen Art«, der ein »neoliberaler Begriff«, der umge-
deutet werden solle (ebd.: 20). Dabei formulieren sie als Zwischenüberschrift: »Der 
Anspruch: das Recht auf Stadt wird professionell. […]«. Es gehe um ein Hub für 
gesellschaftliche Fragen, ein Mosaik aus Projekten, die durch »Ko-Wohnen, Ko-
Arbeiten und Ko-Veranstalten« Synergien entwickeln. Die Genossenschaft solle dazu 
als rechtsfähige Verhandlungspartnerin der öffentlichen Hand die Aufgabe einer 
Entwicklungsträgerin übernehmen, nach dem »auf die Schiene setzen« des Projekts 
aber weiterziehen, um »Berlin breitenwirksam zu verändern« (ebd.: 22). Für Florian 
Schöttle ist der Erfolg der Initiative auf die Kontinuität der Arbeit und der konse-
quenten Einleitung der »nötigen Schritte« zurückzuführen. Das »modellhafte Han-
deln« der Initiative könne jedoch eine Vorbildwirkung haben, daher sei die Doku-
mentation für die Nachvollziehbarkeit der Schritte wichtig, denn die Nachahmbarkeit 
sei auch sein persönlicher Anspruch (vgl. I1, z. 201–209).

Die Arbeit der Initiative gliedert sich in vier Säulen (vgl. I5, z. 170–204): Kommu-
nikationsstrategie, Projektentwicklung, Modellprojekt und Akademie. Unter die Auf-
gabe der Kommunikation fällt die Organisation der Vernetzungsratschläge, die in 
der Regel im Zentrum für Kunst und Urbanistik in Moabit oder bei exRotaprint im 
Wedding stattfinden; die Pflege der Homepage und der Social-Media-Kanäle. Diese 
Aufgaben werden durch die Kerngruppe erledigt, die auch die Projektentwicklung 
vorantreibt. Als Teil der Projektentwicklung wird neben Potenzialstudien auch 
»Partnersuche« und politische Gremienarbeit gesehen. Ziel der Kommunikations-
strategie und Projektentwicklung ist die »progressive Umsetzung der Planung«34. Das 
Modellprojekt besteht vor allem aus Künstler:innen, die in der Notunterkunft 
Stresemannstraße Kooperationen erproben. In dessen Rahmen sollen künftig Berei-
che des Bestandsgebäudes zwischengenutzt und durch Nutzende »aktiviert« werden. 
Im Rahmen der Akademie geht es um den Austausch zu Themen des geplanten Zen-
trums und um Bildungs- und Werkstattprojekte. Sie dient auch als Anknüpfungs-
punkt für potentielle Mietende und Interessierte. In deren Rahmen fanden beispiels-
weise gemeinsame künstlerische Aneignungen des öffentlichen Raumes statt. Die 
Arbeit soll nun durch eine Nutzung des ehemaligen Verkaufspavillons (Gebäude F) 

34	 zitiert aus einer Präsentationsfolie der Initiative beim 5. Vernetzungstreffen im 
ZK/U
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auch stärker vor Ort wirken. Modellprojekt und Akademie zielen darauf ab, 
»Gemeinschaft experimentell [zu] gestalten« und somit die Planung mit perfor
mativen Elementen im Sinne einer »Innovativen Projekt- und Stadtentwicklung« zu 
begleiten35.

Agenda-Setting, Praktiken und Strategie

Die Initiative legt ein vielfältiges Repertoire an den Tag, um Forderungen zu stellen 
und zu legitimieren, ihre Interessen zu kommunizieren, Partner:innen zu gewinnen 
und sich als fähige Kooperationspartnerin zu positionieren. 

Die erste Initialsetzung erfolgte mit der als Kunstaktion gelabelten Plakat
anbringung durch die AbBA. Dabei wurde das Erscheinungsbild offizieller Bau
schilder, wie sie bei öffentlichen wie privaten Bauprojekten üblich sind, subtil imi-
tiert. Auch die Logos bzw. Zeichen von Berlin, der 
EU und der Bundesregierung wurden unten einge-
bracht – mit einem Wortspiel, das verdeutlicht, dass 
solche Räume von staatlicher Seite gefordert, statt 
gefördert werden. Begleitend wurden Postkarten, 
die die Intention der Aktion erklären sowie Info-
Flyer über die AbBA-Website online veröffentlicht 
und vermutlich in gedruckter Form verteilt. Die kal-
kulierte »publizistische Wirkung« (I1, 190–201) blieb 
nicht aus, sogar ein kurzer Artikel im Tagesspiegel 
widmete sich der Aktion (Loy 2015).

Eine ähnliche Aktion wurde im Sommer 2016 
wiederholt, als zum Auftakt der Akademie der 
ZUsammenKUNFT neben anderen Aktionen ein 
Bauschild als Foto-Hintergrund für die Gruppe an 
Unterstützer:innen aufgestellt wurde. Das Bild 
scheint sehr bewusst als Mittel der Öffentlichkeits
arbeit konzipiert, denn es bildet den Gegenstand der 

35	  zitiert aus selbiger Präsentation.

Abb. 9 | AbBA- 
Plakat/Bauschild 
(Bild: AbBA)

Abb. 10 | AbBA- 
Aktion am Haus 
der Statistik ​ 
(Bild: AbBA)
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Abb. 11 | Illustra-
tion der Lebendig-

keit – © raumlabor

Abb. 12 | Architek-
turvisualisierung 

– ein mit Kunst 
»bespieltes« Zent-

rum. © raumlabor
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Forderungen ab (das desolate Haus der Statistik), eine große Menschengruppe, die 
die Forderung legitimiert und eine Vision – ein kleiner Ort, der die Präsenz der Ini-
tiative und damit die Forderung im Bezug auf den Gebäudekomplex auch räumlich 
verstetigt. Auf der mit Absperrband markierten Rasenfläche an der Karl-Marx-Allee 
sollten nämlich die Public Studios entstehen, die als »temporäre Kunstinstallation«, 
als »Veranstaltungsort, Werkstatt, Büro und Lager« (IniHdS 2016) konzipiert waren. 

Die Baugenehmigung für die Planungen wurde leider nicht erteilt, weshalb die 
Initiative sich entschloss, die geplante Nutzung nun in den bald nutzbaren Verkaufs
pavillon (F) zu verlagern.

Neben diesen ausgefalleneren (aber in der Stadtmacher:innen-Szene nicht unbe-
kannten) Mitteln der performativen Präsenz im öffentlichen Raum nehmen aber 
auch andere Formen der Öffentlichkeitsarbeit einen wichtigen Platz ein. Insbeson-
dere die Kommunikation nach außen per Website, E-Mail-Newsletter und Facebook-
Seite spielen eine große Rolle. Nicht umsonst ist auch die Öffentlichkeitsarbeit Ge-
genstand der wöchentlichen Treffen der Kerngruppe bzw. des Sprecher:innenkreises 
(vgl. I1, z. 83–86).

Zur Kommunikationsstrategie gehört die Arbeit mit Bildern, die die Vision unter-
streichen. Die am häufigsten zur Illustrierung des Konzepts verwendeten Bilder sind 
eine Photoshop-Collage, die das Haus in renovierter und »bespielter« Form zeigt. Im 
Umfeld lassen sich Kunstinstallationen erkennen, etwa das Tor des Westens des in der 
Initiative beteiligten Kollektivs KUNSTrePUBLIK36 oder der Neon Indian auf dem 
Dach. Große, von weitem sichtbare Letter auf dem Dach markieren das Zentrum und 
spiegeln den »Leuchtturm«-Anspruch wider. Komplementär zu diesem relativ kon-
kreten Bild einer Vision wird eine Illustration von Thomas Rustemeyer eingesetzt, 
die das Areal als Wimmelbild aus der Vogelperspektive 
zeigt. Die minimalistische, sympathisch-naiv wirkende 
Linienzeichnung stellt unterschiedlichste Aktivitäten 
am Haus der Statistik dar – Menschenmengen wuseln 
zwischen Baukränen, Zelten und Bäumen umher. 
Sprechblasen deuten die auf einige Schlagworte herun-
tergebrochenen Elemente der Mischnutzung an und 

36	 KUNSTrePUBLIK (2014): Tor des Westens. http://www.kunstrepublik.de/en/ 
projects/tor-des-westens/

Abb. 13 | Logo der 
Initiative (ZU
sammenKUNFT)
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Pfeile in beide Richtungen deuten die Interaktion des Zentrums mit umliegenden 
Plätzen und Nachbarschaften an.

 Das 2016 durch freiwillige Arbeit entworfene Logo der Initiative zeigt eine abstra-
hierte Ansicht des Hauses mit seinen vertikalen Fensterbändern in Verbindung mit 
dem Schlagwort »ZUsammenKUNFT«, das sowohl »Zukunft« als auch »Zusammen-
kunft« enthält und damit Assoziationen wie »Zukunft durch Zusammenkunft« oder 
»Zusammenkunft mit Zukunft« weckt. Damit wird eine Art Vision wie auch eine 
Projektionsfläche geschaffen, die zu ganz unterschiedlichen programmatischen Vor-
stellungen passen kann. Diese Entwicklung einer eigenen Terminologie findet sich 
auch in den angebundenen Formaten der »Akademie« und des »Modellprojekts« 
sowie in Konstruktionen wie »VernetzungsRatSchlag« wieder. Alle diese Begriffe las-
sen einen großen Interpretationsspielraum zu und sind dennoch positiv konnotiert 
und griffig.

Die Website unter hausderstatistik.org ist sehr übersichtlich und wirkt professio-
nell gestaltet. Sie enthält sowohl Informationsmaterial als auch die anstehenden Ver-
anstaltungen, Kontaktdaten, Pressematerial und Pressespiegel sowie die Verlinkung 
zum Newsletter und zur Facebook-Seite. Die Initiative konnte mit ihrem Konzept 
und ihrem Vorgehen eine durchweg positive Wahrnehmung in der Presse erreichen. 
Dies hat sicherlich mit einer professionellen und weitgehend einheitlichen Kommu-
nikation nach außen zu tun, in der die Forderungen, die übergeordneten Ziele, die 
Argumente und die Legitimation der Forderungen klar zum Ausdruck kommen.

Das Haus der Statistik und das Konzept der Initiative waren häufig in der Berliner 
Presse, teilweise auch mit Interviews mit Mitgliedern des Sprecher:innenkreises. 

Bereits vor der Entstehung der Initiative und des Projekts kam eine gezielte Stra-
tegie zum Einsatz: zunächst die systematische Erhebung von Gewerbeleerstand im 
öffentlichen Eigentum (vgl. I1, z. 4–9), um diesen in Anbetracht von dringendem 
Raumbedarf zu problematisieren bzw. zu skandalisieren. Als »stadtentwicklungs
politische Projektionsfläche« wurde durch das Anbringen des Plakats eine »starke 
publizistische Wirkung« erreicht – das Haus der Statistik also in strategischer Absicht 
in die öffentliche Aufmerksamkeit gerückt (vgl. I1, z. 190–201). 

Auf dem »Höhepunkt der Flüchtlingskrise« habe man mit Geflüchteten arbei-
tende Gruppen zum Mitmachen zu Vernetzungstreffen eingeladen (vgl. I1, z. 57–63) 
und aktuelle Migration zu einem wichtigen Thema des Konzepts gemacht – es gebe 
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jedoch intern, also innerhalb der Kerngruppe, keinen »intensiven Bezug« zu der 
Thematik (vgl. I5, z. 110–112).

Ein Teil der Strategie war es, von außen Unterstützung einzusammeln und gleich-
zeitig das große Interesse zu kanalisieren, so etwa über die Aufforderung, als Ini
tiative, Träger oder Gruppierung eigene Raumbedarfe in Form eines Letter of Intent 
anzumelden während die Kerngruppe sich auch selbst darum bemühte, starke 
Partner:innen wie etwa die Kulturverwaltung oder die Caritas für ihr Konzept zu 
gewinnen.

Rückkopplung, Reaktionen und Anpassung

Die Initiative zeichnet sich durch eine hohe Flexibilität und Pragmatismus in Bezug 
auf das Finden von Mitteln und Wegen zur Erreichung der selbst gesteckten Ziele 
aus. Dadurch können in einem Aushandlungsprozess aufkommende Forderungen in 
das eigene Programm integriert werden. So wurde selbst ein Finanzierungskonzept 
mit einem privaten Investor erarbeitet, um dem Finanzsenator die geforderte wirt-
schaftliche Tragfähigkeit des Konzepts zu beweisen. Der Titel des eigenen Konzepts 
(»ein Zentrum für Geflüchtete, Soziales, Kunst, Kreative«) wurde in nachfolgenden 
Veröffentlichungen (IniHdS 2017a; IniHdS 2017b) durch die Formulierung des Pro-
jekts im Koalitionsvertrag (ein Ort für Verwaltung sowie Kunst, Kultur und Soziales) 
ersetzt. Damit wird einerseits an das Versprechen des Koalitionsvertrages »erinnert«, 
andererseits die eigene Rolle als kompromissbereite Kooperationspartnerin in Rich-
tung der Politik signalisiert. Diese diskursive Anpassung geht zu Lasten des (offiziel-
len) Titels, in dem Geflüchtete nicht mehr vorkommen sondern nur noch unter dem 
letztgenannten »Sozialen« subsumiert werden.

Für die Nutzungen der Initiative bedeutet das Aushandlungsergebnis mit der 
Flächenaufteilung, »dass eine Verlagerung in den Neubau stattfindet, aber das 
Flächenvolumen insgesamt weiterhin sehr groß ist um eine kritische Masse an Nut-
zungen und Overheadstrukturen bilden zu können« (IniHdS 2017) – dies bedeutet 
aber auch, dass die Flächen insgesamt nicht so günstig werden können, wie man es 
sich erhofft hatte. Es bleibt also offen, ob möglicherweise einige der gewünschten Ini
tiativen und Vereine, obwohl sie in das Konzept des Hauses passen, sich die gebo
tenen Flächen doch nicht leisten können.
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Diskussion und Zwischenfazit 

Die Definition der Mitglieder der Initiative erscheint diffus – eine klare Zugehörig-
keit ergibt sich vor allem für die stark eingebundenen Mitglieder des inneren Kreises, 
der überwiegend aus den Sprecher:innen und Genossenschaftsmitgliedern der ZKB 
e. G. besteht. Die meisten Mitglieder des inneren Kreises haben einen starken Bezug 
zur experimentellen Stadtproduktion oder zur Kunstszene und bringen eine große 
Menge an kulturellem und sozialem Kapital (im Bourdieu’schen Sinne) auf. 

Die breite Basis besteht aus den Partner:innen und den vielen interessierten, 
potentiellen Raumnutzenden, diese haben jedoch bislang keine Sicherheit, in das ent-
stehende Zentrum einziehen zu können. 
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5	 Empirie
Professionalität

Dass der Grad der Professionalität im Wirken der Initiative von Bedeutung sein 
könnte, war eine bereits früh angestellte Vermutung. Bei der Kategorisierung der 
Aussagen der verschiedenen Interviewpartner ergaben sich drei besonders bedeut-
same Aspekte von Professionalität: ihre Bedeutung für die Entstehung der Initiative, 
ihre Konsequenzen innerhalb der Initiative sowie die Reflexion ihrer von außen. 

Die Initiative ist maßgeblich durch Agierende bestimmt, die sich aus professionel-
len Kontexten wie dem ExperimentCity-Netzwerk kennen, projektbasiert zusam-
menarbeiten und seit einiger Zeit auch gemeinsam Positionen vertreten, etwa im 
»stadtentwicklungspolitischen Schulterschluss« von Planer:innen, Architekt:innen 
und Kulturschaffenden in der Initiative StadtNeuDenken (vgl. I1, z. 221–229). Die 
Gründung der Initiative erfolgte am Rande der Bürgerwerkstatt zum Kollhoff-Plan 
– also auf einer Beteiligungsveranstaltung, die zwar öffentlich ist, aber erfahrungs
gemäß maßgeblich von interessierten Fachleute besucht wird. 

Diese besondere Konstellation der Gruppe zeichnet sich dadurch aus, dass alle 
Agierenden in verschiedenen Feldern Expert:innen der alternativen Stadtentwick-
lung sind und ihre beruflichen Fähigkeiten auch in der Arbeit der Initiative einsetzen 
– zwar ehrenamtlich, aber nicht in Form eines klassischen Engagements in der Frei-
zeit. Durch diese Konstellation ist es der Gruppe möglich, mit relativ geringem Zeit-
aufwand sehr viel leisten zu können. Dieser Umstand gehe zuweilen auf Kosten der 
internen Diskussion, da Dinge eher pragmatisch geklärt werden (vgl. I5, z. 118–126). 
Insgesamt ist man mit der Arbeitsweise zufrieden, die Effektivität der eigenen Arbeit 
wird einerseits mit Selbstbewusstsein und einem augenzwinkernden Stolz propa-
giert – 

»I: […] also es ist ja schon irgendwie eine ziemliche Prominenz in dem Objekt auch drin ...

B: Naja, das ist ... ich sage immer: das ist eine Supergroup, sozusagen, so was Ähnliches wie 
Cream, lauter Musiker, die vorher auch schon mit anderen Formationen berühmt ge-
worden sind.« (I1, z. 214–216)

– an anderer Stelle wird diese Gruppenarbeitsweise jedoch auch nicht ausschließlich 
positiv bewertet, da die »Ebene der Theorie« wie auch das Gruppengefühl darunter 
leide, dass man sich »[eigentlich] nur zum Arbeiten trifft« (I5, z.152–155). Die 
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Projektentwicklung steht auch unter dem Aspekt der begrenzten eigenen Ressourcen 
im Vordergrund. Als Konsequenz sei der Kontakt zu den beteiligten Initiativen, die 
sich z. B. in der Arbeit mit Geflüchteten engagieren, nicht durch regelmäßige Treffen 
verstetigt, weshalb es bislang keine richtige Gemeinschaft innerhalb der ganzen Ini-
tiative gibt (vgl. I5, z.135–143). Trotz dieser Einschränkung wird die Professionalisie-
rung des »von-unten-Projekts« an sich als notwendig erachtet, um ein Projekt dieser 
Größenordnung überhaupt stemmen zu können. Dahinter steht auch der Anspruch, 
mit »Recht auf Stadt im Sinne von Standorten, […] die eine gemeinwohlorientierte 
Struktur im Sinne von Bezahlbarkeit und Selbstorganisation haben« den Mainstream 
zu beeinflussen, anstatt in der »Nische[…], wo wir uns selbst feiern« zu bleiben oder 
»prekär unter[zu]gehen« (I5, z. 228–237). 

Außenperspektive
Wie nehmen im Gegenzug die in den Kooperationsprozess involvierten Befragten 
aus Politik und Verwaltung diesen Aspekt wahr und womit wird »Professionalität« 
bei ihnen assoziiert?

»Wir haben mit der Initiative einen Partner, dem wir nicht erklären müssen, wie Immo-
bilienwirtschaft funktioniert und warum gewisse Dinge einen Wirtschaftlichkeits
anspruch haben müssen – das ist nämlich auch unser Auftrag. Wir können da auf 
Augenhöhe diskutieren.« (I4, z. 173–185) 

Fachliches Verständnis im eigenen Expertisebereich wird von den hier zitierten Ver-
tretern der BIM GmbH besonders honoriert und als gute Grundlage für eine Diskus-
sion auf Augenhöhe verstanden. Für die Initiative ergibt sich dadurch die Möglich-
keit, mit eigenen wertgeschätzten Einschätzungen und Denkansätzen in die 
Diskussion einzusteigen.

 Baustadtrat Ephraim Gothe freut sich über die bereits erfolgreich umgesetzten 
Projekte der Kerngruppenmitglieder und erklärt, wie deren Erfahrung und Exper-
tise das Vertrauen fördern und die Kooperation erleichtern:

» [D]a macht es dann eben auch Spaß, so etwas gemeinsam zu entwickeln, weil man es 
in einer gewissen Art und Weise dadurch eben schon auch mit Profis zu tun hat. [Als] 
mit, ich sage mal Laien, die sich einfach nur was wünschen aber die Höhen und Tiefen 
von Bauprojekten nicht kennen.«  (I2, z. 44–57) 

Aus Sicht der Kulturverwaltung zählt jedoch nicht nur die fachliche Kompetenz, 
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sondern auch die Fähigkeit, die verschiedenen Rollen und Spielräume der unter-
schiedlichen Agierenden »realistisch« einschätzen zu können. Diese wird der Initia-
tive als »Alleinstellungsmerkmal« zugesprochen (I3, z. 59–69). Darin scheint also 
auch eine wichtige Erwartung an das professionelle Agieren zu liegen. Als Gegen
beispiel für Agierende, mit denen die Zusammenarbeit gelingen kann, nennt Rehders 
(Referatsleiter der Kulturbehörde) »Lobbyorganisationen«, da deren Interesse sei, 
Positionen in einem Diskurs maximal durchzusetzen (ebd.).

Auch bei der BIM GmbH wird das Verständnis für verschiedenen Rollen aufseiten 
der Initiative positiv bewertet, weil dadurch die Vermittlung einfacher sei – etwa die 
der eigenen Spielräume, wenn es darum geht, dass aufgrund der begrenzten finan
ziellen Mittel des Landes viele Wünsche nicht umgesetzt werden können. Die Ver-
trautheit der Agierenden der Initiative mit dem Haushaltswesen der Stadt wird als 
positiv für die Vertrauensbildung gewertet, »weil man weiß: der andere kann was 
und würde mir keinen Unsinn erzählen, weil ich das Spiel ja kenne« (I4, z. 134–135) 
– die Nichtzuständigkeit für bestimmte politische Entscheidungen wie das Haus-
haltsbudget wird also verständlicherweise betont.

Mit dem geforderten Verständnis für bestimmte Rollen und Sachzwänge geht 
scheinbar auch die Hoffnung einher, durch den gleichen Kenntnisstand weniger Ar-
beit in die Vermittlung der eigenen Handlungslogiken investieren zu müssen und 
leichter Akzeptanz für die eigenen Sachzwänge herstellen zu können. Als Gegenfolie 
zum professionellen Mitspieler wird implizit der uneinsichtige Laie mit utopischen 
und daher unbezahlbaren Wünschen, der die Rahmenbedingungen von Verwaltungs
handeln aus Unkenntnis nicht akzeptiert, konstruiert. Für den als professionell 
wahrgenommenen Sprecher:innenkreis der Initiative bedeutet das, dass sie einen 
Vertrauensvorschuss genießen, mit ihrer Expertise als gleichwertige Partner:innen 
wahrgenommen werden und auf Augenhöhe mitreden können – jedoch unter der 
Bedingung der Akzeptanz der Grenzen der Spielräume und Sachzwänge der Politik 
und der Verwaltung, also einer gewissen Anerkennung von Autorität.

Insgesamt scheint aufseiten staatlicher Agierender die Wahrnehmung der poten-
ziellen Kooperationspartner:innen als »professionell« oder als Expert:innen mindes-
tens ein begünstigender Faktor zu sein für die Bereitschaft, eine Kooperation einzu-
gehen – wenn es nicht sogar eine Voraussetzung ist.
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Kooperation

Bei der Einteilung des Materials in die Kategorie »Kooperation«, also gemeinsames 
Arbeiten, wird deutlich, wie vielschichtig die Bedeutung ist, wie breit gefächert ver-
wandte Themen sind und wie schwierig die verschiedenen Abgrenzungen zwischen 
ihnen sind. Ich möchte nun in einer groben Struktur vorgehen, die sich in die »in-
terne« Kooperation in der Initiative, die einzelnen und gemeinsamen Interessen im 
Gesamtprozess sowie den Kooperationsprozess für das Gesamtareal teilt.

Initiative
Um kooperieren zu können, ist es sinnvoll, einander zu kennen oder kennenzu
lernen. Wie wird die Initiative von außen wahrgenommen?

Es ist eine Grassroot-Bewegung, das ist sozusagen Stadt von unten, das ist ja ein großes 
Thema in Berlin. […] Aber das wirklich besondere an der Initiative ist, dass sie eben 
auch zeigt, dass sie nicht nur Forderungen stellen kann, sondern auch Lösungen auf den 
Tisch legen kann, die MINDESTENS interessant sind. (I3, z. 50–55)

Es wird also betont, dass die Initiative den Anspruch hat, Stadt »von unten« zu gestal-
ten, während der Aspekt der ausgearbeiteten Lösungen (für bestimmte Forderungen) 
als Besonderheit betont wird. Auch bei der BIM stellt man übereinstimmend fest, 
dass »deren Rollenverständnis ist, eigene Ideen mit Anspruch an Umsetzbarkeit zu 
entwickeln« (I4, z. 110). Diese Einschätzung deckt sich weitgehend mit dem Selbst-
verständnis im inneren Kreis der Initiative: dass man versucht, konstruktive Kritik 
zu äußern und Gedanken »in den Diskurs einzuführen« (I1, z. 447) und an Ort und 
Stelle ein »ein im Prinzip realpolitisch aufgehangenes, reformerisches Werk« (I1, z. 
449) umsetzt. Der eigene Ansatz wird dabei in den größeren Kontext »kooperativer 
sozialer Projekte« in ähnlichen Strukturen, wie etwa im Bereich der Immovielien37- 
und Mietshäusersyndikatsprojekte, gestellt. Die Vernetzung und Bündelung von 
Kräften, um sich durch Zusammenarbeit gemeinsam Freiräume zu »erobern«, sei 
eine Form von »Graswurzel-Strategie« (vgl. I1, z. 449–458). Florian Schmidt drückt 
die Ausrichtung der Initiative so aus:

Also, das interessante an der Initiative ist, die ist eigentlich relativ pragmatisch. Also es 

37	 »Immovielien« ist ein durch die Montag Stiftung Urbane Räume geprägter Begriff 
und steht für Immobilien für viele, also in der Regel gemeinwohlorientierte, koope-
rative Immobilienentwicklungsprojekte.
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gibt keine Ideologie, im Unterschied zu anderen Initiativen […]. Ein schöner Vergleich 
ist immer Stadt von unten. […] da ist etwas Grundsätzlicheres dabei. Bei uns, bei dieser 
Initiative ist das Grundsätzliche dann eher der Impact von der Forderung und der Be-
hauptung. […] Also es ist extrem pragmatisch. (I5, z. 90–107)

Hier zeigt sich auch schon ein Unterschied in der Außen- und Innenperspektive – 
während die Initiative von außen als im weitesten Sinne aus den stadtpolitischen 
Bewegungen kommend eingeschätzt wird, ist die Innensicht insofern differenzierter, 
dass sich im Spektrum der verschiedenen Initiativen in der Stadt verortet wird und 
dabei eine realpolitisch-umsetzungsorientierte, pragmatische Ausrichtung festge-
stellt wird. Diese Rolle wird auch von innen in Abgrenzung zu Protestbewegungen 
gesehen (vgl. I1, 446).

Struktur
Die Struktur der Initiative ist in sich nicht ohne Widersprüche, denn einerseits wird 
der Bezug zur »Basisgruppen-Ideologie« und die Vernetzung in der Basis betont (vgl. 
I1, 465–468), andererseits ist gerade die Struktur für die Projektentwicklung des Zen-
trums auf effizientes Arbeiten »ähnlich wie in einem Unternehmen« ausgerichtet 
(vgl. I5, 165 f.), mit wöchentlichen Treffen zum Projektmanagement, in denen auch 
die Öffentlichkeitsarbeit geplant wird und andere Partnerorganisationen teilnehmen, 
wenn es einen Regelungsbedarf gibt (vgl. I1, z. 83–86). Somit ist die Arbeit in der Ini-
tiative auf den inneren Kreis beschränkt und abseits der Vernetzungstreffen nicht 
direkt offen für an Mitwirkung Interessierte – stattdessen sorgen die »Seiten
communitys« der Akademie und des Modellprojekts für eine gewisse Öffnung des 
Projekts in die Kreise der Interessierten. Trotz der Entfaltung einer gewissen Eigen-
dynamik verbleibt die Entscheidung über die Fortführung dieser »Säulen« (I5, z. 170) 
der Initiative aber bei der Kerngruppe (vgl. I5, z. 147–152). Trotz dieser Hierarchien 
und begrenzten Mitsprachemöglichkeiten ist die pragmatische Rollenaufteilung in 
Projektentwickelnde und Nutzende aus Sicht der Kerngruppe aber eigentlich für alle 
zufriedenstellend (I5, z. 147–152), da auch die künftigen Nutzenden einen pragma
tischen Standpunkt haben. 

Prozess im großen Rahmen: Gesamtareal
Der gemeinsame Nenner des Kooperationsprozesses ist der Koalitionsvertrag, der 
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vor allem als Kompromiss zwischen der Initiativen- und der Verwaltungsnutzung 
gesehen werden kann. Schöttle führt auch aus, dass die 20% der Flächen, die in den 
aktuellen Planungen für die Nutzungen der Initiative zur Verfügung gestellt werden 
sollen, der Zusage seitens des Senats vor der Wahl 2016 entspricht und kein Rück-
schlag sind, da man ja frühzeitig wahrgenommen habe, dass der Senat selbst Ideen 
für die Reaktivierung des Bestandsbaus entwickelt hatte (vgl. I1, z. 281–291). Der Ko-
operationsprozess mit den verschiedenen Agierenden läuft nach Ansicht von Florian 
Schmidt sehr partnerschaftlich ab, vor allem das Verhältnis zu den Vertreter:innen 
des Bezirks (wie etwa zu seinem Amtskollegen Ephraim Gothe) sei besonders gut. 
Die BIM und die WBM hätten zwar ihre Interessen durch die Vorgaben des Senats, 
würden die Initiative aber sehr respektieren – was aber angesichts der besonderen 
Personenkonstellation auch logisch sei (vgl. I5, z. 338–344). Die Professionalität, Be-
kanntheit, Erfahrung sowie ausgeübten Ämter38 der Agierenden und am Ende auch 
die Möglichkeit, bei Problemen über die an der Koalition beteiligten Grünen Druck 
aufzubauen (vgl. I5, z. 344–363), sind Faktoren dafür, dass »aufgrund der Konstel
lation eine gewisse Augenhöhe da« sei (I5, z. 365 f.).

Ephraim Gothe sieht seine Unterstützung auch als Fortsetzung der Unterstützung 
des ehemaligen Bezirksbürgermeisters Christian Hanke, der auch sein Parteikollege 
ist. Sie hätten sich dem Konzept für einen »interessanten Standort« auch deshalb an-
geschlossen, um das Profil des Alexanderplatzes nicht zu einem »reinen Büro- und 
Kommerz- und Einkaufstempel-Standort zu machen« (I2, z. 19–28).

Nach der Phase 0, wo das »Projekt noch mal komplett geöffnet« und der »Prozess 
bestimmt« wird (I2, z. 89 f.), soll es in die konkreten Planungsphasen gehen.

Interessen in der Kooperation
Gemeinsames Interesse der Agierenden ist ein »gutes Gesamtergebnis« (I4, z. 109 f.), 
wenngleich die Definition dessen relativ weit auseinander geht. Die BIM hat dabei 
den Auftrag von der Senatsverwaltung von Finanzen, Verwaltungsflächen herzurich-
ten und das »dringende Interesse« der zügigen Umsetzung – um die verschiedenen 
Zeithorizonte für die Bestands- und Neubauentwicklung in Einklang zu bringen. Sie 
sieht sieht sie es als ihre Aufgabe, die »Flächen im Ablauf autark zu halten« (I4, z. 

38	 (ehemalige) Atelierbeauftragte und Baustadtrat in seiner Person
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136–145). 
Im Prozess geht es der BIM darum, eine gemeinsame Grundlage zu finden, »um 

sauber durchzukommen«. Dabei wird betont, dass es ein Beteiligungsverfahren 
geben muss, das von Projekt zu Projekt unterschiedlich ist. Dabei sollen die Kommu-
nikation und das Rollenverständnis der unterschiedlichen Agierenden klar geregelt 
sein. Sie sieht den im Koalitionsvertrag versprochenen Modellcharakter als Chance 
aber gleichzeitig auch als das Risiko, dass »Erwartungshaltungen nicht erfüllt wer-
den«. Man wolle am Anfang klar aufzeigen, welche Erwartungen man sich machen 
könne, und »mit den Beteiligten das Spielfeld abstecken« damit es nicht zu Enttäu-
schungen kommt. Am Ende gehe es um eine Verbindlichkeit der Umsetzung, weil 
nicht alle Interessen untergebracht werden können. 

Im Hinblick auf den Anstehenden Fassadenwettbewerb wird betont, dass dieser in 
einem »ganz normalen Verfahren« stattfindet und der Bezirk sowie die Senats
verwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen im Entscheidungsgremium beteiligt 
sind, jedoch bislang kein Mitwirkungswunsch vonseiten der Initiative vernommen 
wurde.

Im Kontext des häufigen Verweises auf die Wirtschaftlichkeitsanforderungen und 
den Verweis auf das Haushaltswesen des Landes Berlin (vgl. I4, z. 132) wird klar, dass 
die BIM in Bezug auf die Reaktivierung des Gebäudes begrenzte Spielräume hat, die 
eher wenige über das Normalmaß hinausgehenden Maßnahmen erlauben. Wenn da-
durch Erwartungen und Hoffnungen nicht erfüllt werden können, ist die Antizipa-
tion von Enttäuschungen gewissermaßen begründet.

Der Bezirk Mitte hat das starke Eigeninteresse, sich mit einem Rathausbau »selbst-
ständig zu machen« (I2, z. 62–68). Weiterhin wolle sich Gothe als Bezirksvertreter 
für eine Obdachloseneinrichtung mit Kältehilfe-Unterkunft stark machen, da es 
dafür einen dringenden Bedarf gebe.

Aufgaben
Die BIM hat zudem die Aufgabe, gemeinsam mit der Initiative ein Modell zu entwi-
ckeln, wie das Konstrukt der gemeinsamen Bestandsnutzung aussehen könnte und 
dabei auch klare Präferenzen in dem Sinne, dass sie die Flächen möglichst nach 
ihrem »Regelfall«, also im Rahmen des Vermieter-Mieter-Modells vermieten möchte, 
da es nicht sinnvoll sei, Teilflächen aus dem Bestandsgebäude herauszulösen. Am 
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Ende sei dies eine politische Entscheidung des Senats, doch habe man aus seinen Er-
fahrungen und Regelprozessen heraus »Ideen, wie es gehen könnte« (I4, z. 223 f.). 

Während der Bezirk Mitte »federführend das weiter Planungsverfahren durch-
zieht« ist die Initiative ist im Kooperationsprozess auch für »die Beteiligung der 
Stadtgesellschaft« (I1, z. 67–74) zuständig und soll die »Kommunikation mit der 
Stadtgesellschaft organisieren, [die] für den Entwicklungsprozess halt notwendig ist« 
(I1, z. 93 f.). 

Schöttle sieht das Projekt auch als »Futter« für das »etablierte Politikgeschäft«, 
denn hinterher sei man auf ein umgesetztes Projekt auch in der Politik stolz (vgl. I1, 
z. 575–579). 

Die Kulturverwaltung des Senats ist vor allem über die das Projekt unterstützende 
Absichtserklärung, im Gebäude Atelierflächen für das Atelierprogramm schaffen zu 
wollen sowie die finanzielle Förderung der Akademie und des Modellprojekts indi-
rekt in die Planungen der Initiative involviert (vgl. I3, z. 32–43). 

Die Genossenschaft möchte über das gesamte Verfahren Entwicklungsträgerin 
für den selbst verantworteten Bereich in Bestand und Neubau sein und muss zu die-
sem Zweck vor allem ein Verfahren der Finanzierung finden, da diese nicht von der 
Stadt übernommen werden kann. Die interne Schwierigkeit sei es, eigene Raum
interessen seitens einiger der beteiligten Mitglieder der Kerngruppe mit der ur-
sprünglichen Idee, nur »Dienstleister« zu sein, unter einen Hut zu bringen (vgl. I5, 
z. 427–449).
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Programmatik und Legitimation

Warum das Konzept der Initiative sinnvoll ist, kann auf unterschiedliche Weise be-
gründet werden – die Perspektive hängt auch hier maßgeblich von der professionel-
len Tätigkeit und der damit verbundenen Sichtweise ab.

Helge Rehders, der Referatsleiter in der Kulturverwaltung, gibt zu bedenken, dass 
es sich um ein bekanntes Gebäude und eine Landmarke handle, sodass es nicht egal 
sei, was dort untergebracht werde. Er erhofft sich durch das Programm des Gebäudes 
und die Nutzenden eine Ausstrahlung auf und Interaktion mit dem Ort und dass 
zunehmender Publikumsverkehr die physische Trennwirkung der Straßenräume 
positiv beeinflussen wird (vgl. I3, z. 407–426). Weiterhin gibt es die Hoffnung auf 
Linderung des Problemdrucks der Verdrängung sozialer Einrichtungen (I3, z. 417–
420). Bei Baustadtrat Gothe spielt auch das Argument der Verbesserung der 
Nutzungsmischung eine Rolle, da die sozio-kulturellen Nutzungen einen anderen 
»Akzent« am Alexanderplatz setzen, der sonst durch Einkaufszentren und hochkom-
merzielle Nutzungen in den entstehenden Hochhäusern geprägt ist (I2, z. 29–37). Die 
Unterbringung einer Obdachloseneinrichtung sei auch deshalb sinnvoll, weil sich 
diese gut in der Nutzungsmischung unterbringen lasse, ohne »die Gegend zu prägen« 
(I2, z. 110–116). Kostenersparnisse für die Verwaltung sehen Gothe und Zienteck glei-
chermaßen als wichtiges Argument für das Projekt (vgl. I2, z. 69–75; I4, z. 32–46), 
außerdem wirke sich die Reaktivierung des Bestandes vergünstigend auf die Bau
kosten aus (I2, z. 183–187). Aus Sicht der BIM spreche die zentrale Lage aus Verwal-
tungssicht für »Bürgernähe«, während sie für die Initiative ein »Leuchtturm« mitten 
im Zentrum sein könne, dessen zentral gelegene Flächen für Kunst und Kultur 
»unter Marketingaspekten eine Besonderheit haben« könnten (I4, z. 173–185). Eine 
Chance der Kooperation läge darin, den im Koalitionsvertrag vereinbarten Modell-
charakter zum Leben zu bringen (I4, z. 102 f.).

Innerhalb der Initiative spielen teilweise ähnliche, aber überwiegend andere Logi-
ken der Legitimation eine Rolle. Das Zentrum ist demnach auch Ergebnis der be-
wussten Suche nach innerstädtischen Atelierf lächen und aufgrund des Verlusts 
privater Atelierhäuser ein dringender Bedarf (I1, z. 353–355). Die zentrale Argumen
tation sei der dringende Raumbedarf von Künstler:innen und sozialen Projekten, mit 
dessen teilweiser Befriedigung durch neu geschaffene, bezahlbare innerstädtische 
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Räume ein Stück dessen, was »typisch Berlin« sei, an einer Stelle erhalten werden 
könne (I5, z. 368–382). Die einmalige Chance dabei sei die Skalierung und die Mög-
lichkeit, »Recht auf Stadt« ins Zentrum der Aufmerksamkeit zu rücken (I5, z. 215–
222).

Durch das Zentrum werde weiterhin der Notlage sozialer Träger, die aufgrund von 
Raummangel ihren Aufgaben nicht mehr ausreichend nachgehen können, etwas ent-
gegengesetzt (I1, z. 553–573). Die Zentralität des Themas Flucht und Migration werde 
intern diskutiert, müsse aber aus Gründen der Glaubwürdigkeit und aus Überzeu-
gung bestehen bleiben (I5, z. 271–277; z. 295–305). Dabei werde auch der Kontakt der 
Beamt:innen der Verwaltung mit der diversen, (post-)migrantischen Stadtgesell-
schaft angestrebt (I1, z. 339–350). Ein sozialer Ort mit sich sozial engagierenden Men-
schen sei auch aufgrund von Problemen am Alexanderplatz vonnöten (I1, z. 355–367). 
Dafür seien Künstler:innen prädestiniert, da diese aus intrinsischer Motivation 
soziale Verantwortung trügen, weil sie sich an gesellschaftlichen Diskursen beteili-
gen (I1, z. 355–367). Insgesamt solle das Zentrum mehr als die Summe seiner Einzel-
teile werden und etwas, das ausstrahlt (I5, z. 421–424).

übergeordnete Themen

Themen, die auf größere Zusammenhänge verweisen, fanden sich in allen Gesprä-
chen in unterschiedlichem Umfang wieder. Herausstechende Bedeutung hatten in 
den Interviews Probleme der Stadtentwicklung, Probleme der Verwaltung und die 
Rolle von Kunst und Kultur.

Florian Schöttle spricht ausführlich über die Stadtentwicklungspolitik seit den 
2000er Jahren, die seines Erachtens ein Hauptgrund für heute sichtbare Tendenzen 
der sozialräumlichen Polarisierung ist – aufgrund der Aufgabe staatlicher Steuerungs
instrumente und der Wohnraumförderung: »die staatlich organisierte Stadtentwick-
lungspolitik [hat dann] das Handtuch geworfen« (I1, z. 244 f.). Er führt weiterhin aus, 
wie der Senat noch 2010 die sich entwickelnde Problemlage auf dem Wohnungsmarkt 
abstritt und gleichzeitig auf die finanzielle Notlage des Landes hinwies. Vor diesem 
Hintergrund sei die sozialräumliche Polarisierung in Berlin durch die Liberalisie-
rung der Stadtentwicklung, explodierende Grundstückspreise und ausbleibende 
ordnungspolitische Eingriffe hausgemacht. Ergebnis sei die »Katastrophe«, vor der 
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man heute stehe, es sei nur noch eine Frage von wenigen Jahren, bis »die Kids« am 
Stadtrand revoltierten. Aufgrund der stark gestiegenen Bodenwerte gäbe es keinen 
Weg zurück aus dieser Entwicklung, schon jetzt hätten Menschen mit »bürgerlichen 
Einkommen« aufgrund der Bodenpreise das Recht (also die Möglichkeit) verloren, in 
der Innenstadt zu leben. (I1, z. 251–265)

Baustadtrat Gothe argumentiert in eine ähnliche Richtung, indem er beschreibt, 
dass die »neue soziale Frage« in den Metropolen die Stadtentwicklung sei und ver-
weist auf Paris und London als Negativbeispiele für hochpreisige innerstädtische 
Lagen und die Verdrängung von »alle[m], was nicht mithalten kann« an den Stadt-
rand. Deshalb sei es wichtig, preiswerten Wohnungsbau und soziale Infrastruktur 
auch an zentralen Orten zu schaffen. (I2, z. 120–136) 

Aufgrund der festgestellten Defizite der politischen Steuerung und der steigenden 
Bodenpreise habe man sich überwiegend mit Kulturschaffenden in der Initiative 
StadtNeuDenken zusammengefunden, um ordnungspolitische Eingriffe und einen 
anderen Umgang mit landeseigenen Grundstücken (Konzeptvergabe) zu fordern 
sowie die Nutzung der Spielräume, die sich durch Milieuschutzsatzungen und die 
Einrichtung von Sanierungsgebieten ergeben (Vorkaufsrechtausübung, Genehmi-
gungsvorbehalte für Grundstücksverkäufe) – Forderungen, die jetzt im aktuellen 
Koalitionsvertrag angekommen seien. (I1, z. 169–185) Die Kulturverwaltung hofft vor 
dem Hintergrund der Immobilienspekulation, in Zukunft auch Vorkaufsrechte 
nutzen zu können, um weitere Atelierhaus-Verluste verhindern zu können – dazu sei 
jedoch auch die Expertise der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung vonnöten, die 
jedoch für die Kulturverwaltung nicht einfach abrufbar sei. Man versuche, zudem, 
im Strudel der »Megathemen« (Wohnen, Schulen, Geflüchtete) nicht unterzugehen, 
was aber soweit gelinge (vgl. I3, z. 304–312). Rehders hält Co-Nutzungen von Kultur 
mit anderen Nutzungen für wünschenswert und hält dabei auch beispielsweise 
Ateliers auf dem Gelände von peripherer gelegenen Flüchtlingsunterkünften für 
sinnvoll, auch wenn diese bei den Verbänden etwa mit der Begründung, dass das 
keine innerstädtischen Künstlerviertel seien und die Lage daher ungeeignet sei, eher 
abgelehnt würden. (vgl. I3, z. 314–331)

Rehders beschreibt zudem aus Verwaltungssicht, wie der Problemdruck in Berlin 
dazu führt, dass die Politik und Verwaltung unter großen Erwartungen steht, was die 
Erfüllung von Kennzahlen angeht, etwa im Wohnungsbau. (I3, z. 79–84) Diese sei 
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ohnehin schwierig, da die Umstellung von einer Verwaltung, in der lange Einspa
rungen an erster Stelle der Prioritäten standen, hin zur Bewältigung eines aufgestau-
ten Problems, Zeit brauche. Derzeit werde somit auf Lösungen zurückgegriffen, die 
die schnelle Schaffung von Kennzahlen gegenüber der nachhaltigen Stadtentwick-
lung priorisieren. Dieser Zielkonflikt liege auch hinter dem Bedarf und dem hohen 
Druck, schnell Verwaltungsf lächen zu schaffen, um die Verwaltung aus der 
»Volatilität des privaten Immobilienmarktes« zu bringen und arbeitsfähig zu halten. 
Er begrüßt es, dass es die Arbeit der Initiative ermöglicht hat, länger über die neue 
Nutzung des Gebäudes nachzudenken (vgl. I3, z. 84–107). Rehders verwehrt sich 
gegen »Bashing« gegenüber der Verwaltung, die aufgrund von Interessenabwä
gungen »anders ticken«, da sie sehen müssen, »zu welchem Preis oder zu welchen 
Bedingungen Handeln für die Gemeinschaft möglich [ist]« (I3, z.142–150).

Beteiligung sieht er vor allem als »Erweiterung des Reservoirs an Ideen« oder als 
»[qualifizierte] Komplexitätserweiterung«, die auch »Ziele, die sonst ins Hintertreffen 
zu geraten drohen« umfasst. Skeptisch äußert er sich gegenüber der Hoffnung auf 
eine andere Ergebnis-Aneignung, die bei den Beteiligten entstehen soll (vgl. I3, z. 
154–175). Er berichtet von einem Verfahren der Kulturverwaltung, das zu Missver-
ständnissen und Zerwürfnissen geführt habe, da es zu wenige verbindliche Ab
sprachen gegeben habe, Rollen nicht geklärt waren und die Öffnung und Schließung 
des Verfahrens nicht klar gewesen sei. Insofern seien die Ressourcen der (Kultur-)
Verwaltung noch nicht ausreichend, um solche Verfahren zur Zufriedenheit aller zu 
»begleiten« (vgl. I3, z. 186–206).

Schöttle beschreibt, dass das Vorhandensein von kultureller Infrastruktur für die 
Stadt insgesamt und für alle Politikbereiche von Bedeutung sei. Gute Rahmenbedin-
gungen für Künstler:innen sei für die Wirtschaftspolitik der Stadt von Bedeutung, 
weiterhin sei die Kulturwirtschaft der »größte industrielle Arbeitsbereich« und 
zudem eng mit dem Sektor der IT-Wirtschaft verflochten. Das Kulturangebot sei ein 
wichtiger Standortfaktor für Firmen wie beispielsweise SAP (vgl. I1, z. 120–133). 
Außerdem sehe man im internationalen Vergleich, etwa in London, Paris und 
Amsterdam, dass dort ebenfalls systematisch »Stadtraumreservierungen für kultur-
wirtschaftliche Projekte« vorgenommen werden sowie Programme aufgebaut wer-
den wie das Amsterdamer Broetplaatsen-Programm, das gewissermaßen als Vorbild 
für das Atelierprogramm diene (vgl. I1, z. 133–145). Rehders argumentiert aus Sicht 
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der Kulturverwaltung ähnlich: Atelierräume seien besonders deshalb wichtig, weil 
sich in Berlin eine kritische Masse an Künstler:innen angefunden hat – dadurch gebe 
es eine Sogwirkung, die, dadurch, dass weitere Künstler:innen (und »Kreative«) an-
gezogen werden, einen positiven Effekt auf die Stadt habe (I3, z. 371–380).

Das heißt, Berlin ist ein Kunstproduktionsstandort. Und warum ist das so gekommen? 
Weil die Stadt einfach so viele Freiflächen hatte, dass es für die Raumanforderungen von 
Künstlerinnen und Künstlern ein Mekka war. Und das geht natürlich gerade alles im 
Strudel des boomenden Immobilienmarktes unter. Das muss man einfach so sehen. […] 
Und das ist wirklich Gift für die Stadtentwicklung. (I3, z. 282–285)

Gothe argumentiert übereinstimmend, dass die Verdrängung von Atelierhäusern im 
Kontext der Aufwertungsprozesse eine Bedrohung der Eigenschaft Berlins, ein 
»Weltort« geworden zu sein, darstellt. Er freue sich daher, mit dem Haus der Statistik 
einen »Anker« für die Funktion der Kunstproduktion zu sichern (I2, z. 93–106). 
Rehders zufolge ist es aus diesem Grund wichtig (wenn Berlin nicht wie Paris oder 
London werden soll), dass es auch in guten Lagen noch Platz für Künstler:innen gebe, 
weshalb das Arbeitsraumprogramm von »derzeit 500 auf 2000 Räume bis 2021« aus-
geweitet werden solle. (I3, z.304–312) 

	 Also man muss sich jetzt auch irgendwie nichts auf seine ... Attraktivität der Stadt für 
die Künstler […] einbilden. Die Karawane zieht vermutlich irgendwann auch mal ein 
bisschen weiter. Das Entscheidende ist, dass hier so viel übrig bleibt, dass sozusagen der 
[Kunst- und Kulturstempel] auf dieser Stadt nicht mehr wegzukriegen ist. […] Weil das 
Berlin unterscheidet. Und ich glaube das ist wichtig, dass Berlin sich unterscheidet, dass 
Berlin eben nicht Paris oder London ist. (I3, z. 339–344) 

Berlins Image (»Stempel«) als Kunst- und Kulturstadt sei also ein Alleinstellungs-
merkmal, das jedoch nicht gesichert ist, wenn es keine staatliche Unterstützung gibt. 
Mit dieser Auffassung scheint indirekt aber auch die Vereinnahmung der Kultur
politik als Standort- und Imagepolitik akzeptiert zu werden. Als kritischen Neben
effekt und Problem des kreativen Berlin-Images sieht Rehders, dass prekäres (krea
tives) Arbeiten salonfähig gemacht werde (vgl. I3, z. 380–387). Schmidt gibt zu, dass 
eine Argumentation über das Image Berlins häufig »mit drin steckt«, betont aber, 
dass versucht wurde, diese beim Projekt Haus der Statistik »auf Distanz zu halten« 
und es eher als ein soziales Projekt und nicht als ein Stadtmarketing-Projekt zu ver-
mitteln. Außerdem werde die Instrumentalisierung für Marketingzwecke oder das 
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»auf eine Bühne gehoben werden« wie das beim MakeCity-Festival zuweilen der Fall 
sei, in der Szene inzwischen »eher negativ« gesehen. Stattdessen arbeite man an For-
derungen nach Strukturen, die »gemeinwohlorientierte, experimentelle Stadt
produktion« unterstützen können. Außerdem sei diese Kritik inzwischen interna
lisiert – auch wenn man sich nicht explizit distanziert: 

Und dieses Angefressen-sein, ich weiß nicht, ob Haben und Brauchen dir noch was sagt, 
da gab es ja schon den Diskurs und den haben wir sehr, sehr im Mark, sage ich mal, ohne 
dass wir ... ideologisch sind, dass wir ständig das Gegenteil behaupten, ne. (lacht) (I5, z. 
392–395)

Einen Gegensatz dazu bildet teilweise die Perspektive der Politik und Verwaltung, 
die gerade mit einer attraktiven Nutzungsmischung für das Image zumindest des 
Alexanderplatzes argumentiert (vgl. I2, z. 19–28) oder explizit die Außenwirkung der 
nichtkommerziellen Nutzungsmischung an diesem Ort für das Berliner Stadt
marketing gutheißt (vgl. I4, z. 176–178). Laut Schöttle sei in der Kulturszene durchaus 
ein Bewusstsein entstanden, dass man mit kulturpolitischer Arbeit und der Sorge 
um Infrastruktur insofern als Gentrifizierungsfaktor wirke und dass die Künst-
ler:innen und Kreativen in Berlin einen Anteil an der Stadtentwicklung und Wirt-
schaftsentwicklung hatten, was zu einer gestiegenen internationalen Standortattrak-
tivität für »das internationale Kapital« geführt habe (I1, z. 164–169).

Die Rolle der Künstler:innen wird oftmals als etwas Besonderes gesehen. Der ehe-
malige Atelierbeauftragte Florian Schmidt argumentiert, dass Künstler:innen da-
durch, dass sie auch in der eigenen Arbeit viel selbst organisieren und ein soziales 
System am Laufen halten müssen, für kontinuierliche Arbeit an einem solchen Pro-
jekt quasi prädestiniert sind und dadurch eine Vorbild-Wirkung erlangen und ver-
weist dabei auch auf die erfolgreiche Besetzung und Entwicklung des Gängeviertels 
(vgl. I5, z. 244–257). Diese Sichtweise deckt sich, wenig überraschend, mit der Ein-
schätzung des anderen ehemaligen Atelierbeauftragten Florian Schöttle, dass sich 
Künstler:innen aus »intrinsischer Motivation« am gesellschaftlichen Diskurs beteili-
gen und dadurch auch soziale Verantwortung tragen, die der Alexanderplatz gut ge-
brauchen könne (vgl. I1, z. 362–367). Ähnlich argumentiert auch Rehders, der eine 
positive Ausstrahlung der Künstler:innen und der anderen neuen Nutzer:innen auf 
den bislang eher unwirtlich erscheinenden Ort erwartet. (I3, z. 411–416). Gothe 
spricht zudem das Problem der Obdachlosigkeit am Alexanderplatz und in der Stadt 
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und den Mangel an Übernachtungsplätzen in Kältehilfeeinrichtungen an (I2, z. 93–
106).

Städtebaulich sei die Entscheidung für den Erhalt des Hauses kein Paradigmen-
wechsel, da die Prüfung einer Nachnutzung »schon lange Konsens« sei. Er führt aus, 
dass für Großstrukturen der Moderne der dialogische Stadtumbau reizvoll sei, um 
diese mit dem historischen Stadtgrundriss zu überlagern (vgl. I2, z. 154–156, 179–183). 
Schöttle würde dieser Einschätzung entgegenhalten, dass die Nachnutzung eher die 
»Normativkraft des Faktischen« gewesen sei, schließlich habe sich für diese »Laden-
hüter-Immobilie« zunächst kein Investor gefunden (vgl. I1, z. 305–317). 

Zusammenfassung

In den Aussagen der befragten Experten tauchen teils ähnliche, teils sehr unter-
schiedliche Auffassungen zu Aspekten von Professionalität, Kooperation, zur 
Programmatik und Legitimation des Gesamtareals und des Zentrums sowie zu als 
relevant erachteten übergeordneten Themen auf. Die Auffassungen unterscheiden 
sich dabei selten nur entlang der Trennlinie Initiative – Politik/Verwaltung. Viel-
mehr ist ein Problemfokus zu beobachten, der sich insbesondere nach dem jeweiligen 
fachlichen Hintergrund richtet. Diese Erkenntnis ist insofern banal, dass die Befrag-
ten als Experten eben gerade um die Darstellung aus ihrer fachlichen Expertise gebe-
ten wurden, dennoch ist die Unterschiedlichkeit der Problem- und Lösungsdefinition 
interessant.

Im Hinblick auf die Professionalität ergibt sich ein recht einstimmiges Bild, das 
die Zufriedenheit der Kooperierenden mit der Situation darstellt. Aufseiten von Poli-
tik und Verwaltung freut man sich, professionelle Partner:innen mit Verständnis für 
verschiedene Perspektiven und Rollen (und Anerkennung der repräsentativen Legi-
timation der Entscheidenden) zu haben während aufseiten der Initiative die Effek
tivität und Produktivität der Konstellation die Nachteile der Arbeit im exklusiven 
inner circle überwiegt.

Bei der Programmatik des Zentrums gibt es eigentlich nur einen Punkt der voll-
ständigen Übereinstimmung: der Kostenfaktor. Dieser spielt sowohl für die fiska
lischen Erwägungen als Argument für die Verwaltungs- oder Bezirksamtsnutzung 
als auch für die Bestandsnutzung durch die mit geringfügigen finanziellen Mitteln 
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ausgestatteten Initiativen eine Rolle. Darüber hinausgehende programmatische Ele-
mente, wie die angestrebten Synergien, die Ateliernutzung oder Migration als Thema 
bilden hier einen bunten Strauß, zu dem je nach Perspektive unterschiedliche Zu-
gänge gefunden werden können.

Bei den übergeordneten Themen nimmt die Diskussion um die Bedeutung von 
Kulturpolitik für die Wirtschaft beziehungsweise die Instrumentalisierung von 
Künstler:innen und Kreativen einen bedeutenden Teil ein. Während gerade bei den 
im Kulturbereich Tätigen ein Bewusstsein für die Ambivalenz einer solchen »Kreativ
politik« (vgl. Dzudzek 2016) besteht, wird diese häufig dennoch im Sinne einer argu-
mentativen Legitimationsstrategie angeführt, während eine Distanzierung davon, 
wie bei Not in Our Name, Marke Hamburg! (NiON 2009) oder Haben und Brauchen 
(2012), kaum stattfindet, vielleicht weil eine solche Konfrontation mit der offiziellen 
Stadtpolitik aus verschiedenen Gründen nicht immer opportun ist. Insgesamt ver-
blieben diese Diskussionen aufgrund von sehr unklaren Begrifflichkeiten39 jedoch 
eher an der Oberfläche.

Die Stadtentwicklungspolitik ist insofern von Bedeutung, dass allen Befragten die 
Verdrängung nicht-kommerzieller Nutzungen aus der Innenstadt als Problem mit 
dringendem Handlungsbedarf erscheint – damit, so im Grunde der Konsens, Berlin 
nicht Paris und/oder London wird und seine »typische« Eigenheit erhält, dass auch 
im Zentrum günstige und »kreative« Räume erhalten bleiben. 

39	 Künstler:innen, Kreative, Kreativwirtschaft, Kulturindustrie, Kulturpolitik, Krea-
tivpolitik …
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6	 Fazit

Die Neuentwicklungspläne der 1990er Jahre für das Areal des Hauses der Statistik 
wurden durch die auf breite Unterstützung treffende Alternativplanung der Initiative 
und die parallel durch den Senat angestrebte Verwaltungsnutzung im Bestand obso-
let. Mit dem Ankauf der Immobilie durch das Land Berlin wurde ein Kompromiss 
ausgehandelt um das Areal nun in einem Verfahren kooperativer Stadtentwicklung 
neuen Nutzungen im Bestand und im Neubau zuzuführen.

Die Rahmenbedingungen der kooperativen Stadtentwicklung sind dabei eng ge-
setzt: Der Senat befindet sich auch in dieser Legislaturperiode auf Haushaltskonso
lidierungskurs, da die günstige Entwicklung der Verwaltungsnutzungen im Bestand 
und im Falle des Rathauses auch im Neubau im Kontext eines angespannten Immo-
bilienmarktes stehen. An dieser Stelle zeigt sich, dass nichtkommerzielle zivilgesell-
schaftliche und staatliche Nutzungen in zentralen Lagen in Berlin inzwischen mitei-
nander in Konkurrenz stehen. Die Entwicklung des »Modellprojekts« kooperativer 
Stadtentwicklung erfolgt dabei aufgrund von Druck »von unten« durch zivilgesell-
schaftliche Gruppierungen und die kommunale Ebene. Das entstehende Projekt steht 
dabei im krassen Gegensatz zu den Hochhäusern, die ansonsten am Alexanderplatz 
entstehen werden. 

Die Initiative besteht maßgeblich aus einem kleinen Kreis von Expert:innen, einer 
»Supergroup«40 aus der Kunst- und alternativen Stadtmacher:innen-Szene Berlins. 
Die Kerngruppe ist somit eine exklusive Gruppe überwiegend bekannter (mit viel 
kulturellem, sozialem, und symbolischem Kapital ausgestatteten) Personen der 
»Szene«, die die Projektentwicklung mit der ZKB Genossenschaft übernimmt und 
maßgeblich für die programmatische, rechtliche, und organisatorische Ausgestal-
tung verantwortlich ist. Sie legitimiert sich durch einen breiten Unterstützer:
innenkreis aus verschiedenen zivilgesellschaftlichen Institutionen, Initiativen und 
Vereinen, die unter den Nutzungsinteressierten subsumiert werden können. Das 
Erstrittene und Ausgehandelte wird in dieser Konstellation »nach unten« weiter
gegeben.

Die durch die Initiative strategisch eingesetzten Mittel zur Erreichung des gemein

40	  (I1, z. 215)
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samen Ziels sind sehr vielfältig. Ein klarer Fokus liegt auf der Öffentlichkeitsarbeit 
und dem Einsatz der professionellen Fähigkeiten der Agierenden. Das Spektrum der 
Öffentlichkeitsarbeit reicht dabei von performativen Aktionen vor Ort über eine aus-
geprägte Pressearbeit für Veröffentlichungen in den klassischen Medien bis hin zur 
Pflege des eigenen Online-Auftritts. Der von Anfang an bestehende Kontakt zu Poli-
tiker:innen und die partielle Öffnung für Unterstützung von außen sind weitere Mit-
tel, die als Erfolgsfaktoren gesehen werden können. Mit dem Entstehen von For
maten wie der Akademie wird ein Rahmen für Aktivitäten geschaffen, die bereits vor 
Bezug des Hauses praktische Auswirkungen einer alternativen Nutzung vorweg
nehmen. Eine breite Anschlussfähigkeit der Forderungen entsteht durch eine in ver-
schiedene Richtungen zielende Argumentation und die Verwendung offener Schlag-
wörter.

Ist die Initiative nun im Bereich der Recht-auf-Stadt-Bewegungen zu verorten? Es 
finden sich durch den breiten Kreis der zivilgesellschaftlichen Nutzungsinteres
sierten neue Allianzen, etwa mit sozialen Einrichtungen. Allerdings wird sich vor 
allem diskursiv auf das Recht auf die Stadt bezogen. Der Recht-auf-Stadt-Begriff wird 
dazu insofern umgedeutet oder verwässert, als dass »bezahlbare, selbstverwaltete 
Räume in der Innenstadt« in einer beachtlichen Größenordnung geschaffen werden 
sollen. Diese Forderung ist realpolitisch vermittelbar, daher für das »Selbermachen« 
geeigneter als größere und abstraktere Recht-auf-Stadt-Ansätze und harmoniert mit 
dem umsetzungsorientierten und pragmatischen Ansatz der Initiative. Eine Heraus-
forderung des kapitalistischen Systems im Sinne von Lefebvre oder den weiterent
wickelten Ansätzen von Mayer oder Harvey kann in dieser Herangehensweise nicht 
vordergründig gesehen werden. Dennoch finden sich innerhalb des weiteren Kreises 
der Initiative und der potenziell Nutzenden also eher über die Hintertür durchaus 
emanzipatorische Ansätze, beispielsweise finden sich diese bei der Ausarbeitung der 
Grundkonzeption in Diskussionen um eine gemeinsame, möglichst »herrschaftsfreie 
Sprache« oder in Debatten um das commoning der Räume des Zentrums.

Im Großen und Ganzen scheint der stärker im Mainstream der Planungstheorie 
verankerte Blickwinkel der Governance-Forschung für das beschriebene Projekt er-
kenntnisreicher zu sein. Kooperative und gemeinwohlorientierte Stadtproduktion 
steht hier in einer Reihe mit vielen anderen Projekten, in denen öffentlich-zivilgesell-
schaftliche Partnerschaften angestrebt werden. Die Besonderheit liegt vor diesem 
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Hintergrund in der Skalierung des Projekts sowie dem Versuch, staatliche Agierende 
(der Landesebene) einzubinden und einen gemeinsamen Lernprozess anzustoßen, 
verbunden mit der Hoffnung, dass auch in der Politik und Verwaltung eine Bewusst-
seinsveränderung im Hinblick auf Beteiligung und Kooperation stattfindet. 

Der anstehende Prozess weist gewisse Ähnlichkeiten zu jenem im Hamburger 
Gängeviertel auf und wird im Laufe der jahrelangen Sanierungs- und Bautätigkeiten 
mit Sicherheit viele Fragen, Meinungsverschiedenheiten und Konflikte, aber auch 
Lernprozesse, Erfahrungswerte, Verbesserungsvorschläge und Ergebnisse mit sich 
bringen. 

Mit einer Governance-Perspektive muss aber auch die Machtfrage gestellt werden, 
die Frage danach, wer sich beteiligt und wer zu einer Kooperation mit mächtigen 
Agierenden überhaupt fähig ist. Vor diesem Hintergrund wird auch die Frage nach 
der angestrebten modellhaften Teilhabe akut. Während einige zivilgesellschaftliche 
Agierende ihre Interessen bereits innerhalb der Initiative vertreten können und 
somit (indirekt) im »modellhaften« Kooperationsprozess auf einer relativ hohen 
Stufe der Partizipationsleiter (Mitentscheidung) stehen, ist es durchaus fraglich, auf 
welcher Stufe beispielsweise Anwohnende sich im Bebauungsplanverfahren beteili-
gen können – schließlich steht der große Rahmen mit den vorgesehenen Nutzungen 
und den avisierten Flächenpotenzialen bereits weitgehend fest. Noch fraglicher ist 
(ganz generell) die Beteiligung derer, die ihre Interessen aus verschiedensten Grün-
den nicht artikulieren können.

Vor diesem Hintergrund ergeben sich neue Forschungsfelder wie eine weiter
führende Forschung zum Prozess am Haus der Statistik selbst, aber auch weiter vom 
Fallbeispiel abstrahierend zur kooperativen Stadtentwicklung im Allgemeinen.

Für eine weitere Untersuchung des Haus der Statistik sind die potentiellen Nutzen
den von Interesse. Fraglich ist, in welchen Räumlichkeiten die Initiativen und Ein-
richtungen derzeit untergebracht sind, welche Raumbedarfe sie haben, warum sie 
eine Veränderung ihrer aktuellen Situation anstreben und auch, was mit den alten 
Räumlichkeiten passiert, wenn neue Räume im Haus der Statistik bezogen werden. 
Werden die derzeit genutzten Räume aufgegeben oder erweitern sich die Initiativen 
und Einrichtungen? Was geschieht in den zuvor genutzten Räumlichkeiten nach dem 
Auszug? Weiterhin wird zu untersuchen sein, welche Interessierten in den entstehen-
den Flächen im Zentrum unterkommen und was mit jenen geschieht, die »leer 
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ausgehen«. Darüber hinaus kann die Frage nach den Folgen und Implikationen einer 
Zentralisierung solcher (offenbar bislang dispers verteilter) soziokultureller Nut
zungen gestellt werden.

Welche Rahmenbedingungen könnten eine kooperative Stadtentwicklung »von 
unten« auch mit weniger professionell Agierenden im Sinne einer Befähigung (empo-
werment) ermöglichen und wie lassen sich dabei auch marginalisierte oder »leise« 
Gruppen einbinden? Und wer sorgt für die Einbindung – staatliche oder zivilgesell-
schaftliche Agierende (und welche Konsequenzen hat das)?

Weiterhin ist die Frage zentral, wie über herausragende, beispielhafte oder mo-
dellhafte Einzelprojekte hinaus ein Rahmen für Sicherung und Neuentwicklung von 
Infrastruktur für gemeinwohlorientierte Zwecke geschaffen werden kann – ob durch 
staatliche Institutionen oder vielleicht durch zivilgesellschaftliche übergeordnete 
Konstrukte analog zum Mietshäuser-Syndikat.
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Schlussbetrachtungen

Aufgrunddessen, dass die vorliegende Arbeit meine erste Arbeit eines solchen 
Umfangs ist, sind sicherlich vielerlei Unzulänglichkeiten und vielleicht auch Fehl
einschätzungen an der einen oder anderen Stelle zu finden. Darüber hinaus gibt es 
einige Dinge, die anders oder besser hätten laufen können, was ich an dieser Stelle 
kurz reflektieren möchte. 

Schon während des Forschungsprozesses wurde klar, dass die zukünftigen Nut-
zenden des Zentrums in dieser Arbeit keine Stimme bekommen werden – das ist 
schade, da die Sichtweise von »Nichtexpert:innen« auf den Prozess genauso wichtig 
ist. Allerdings ist der Umstand auch ein Zugeständnis an die begrenzten Möglich
keiten in einer Einzelarbeit. Ebenfalls bedauerlich ist, dass die WBM nicht zu einer 
Darstellung ihrer Perspektive bereit war. Wie bereits im Methodikteil angedeutet, 
wäre es wünschenswert gewesen, nicht nur männliche Expert:innen zu interviewen. 
Inwiefern sind meine Forschungsergebnisse spezifisch? Darüber ließe sich ein länge-
rer Absatz verfassen. Es ist zu vermuten, dass es für diese Arbeit im Kreise der Exper-
ten hilfreich war, selbst so etwas wie ein angehender Experte zu sein, aber auch einem 
relativ ähnlichen Milieu anzugehören. Dadurch war es aber auch nicht immer ein-
fach, Sympathien für bestimmte Ansätze und den kritischen Blick von außen zu 
vereinbaren.

Die explorative Phase meiner Arbeit war einerseits interessant und erkenntnis-
reich, andererseits wäre in meinem Fall etwas mehr Mut, für oder gegen bestimmte 
Aspekte des Themas Entscheidungen zu treffen und dadurch eine etwas frühere Fest-
legung auf eine bestimmte Fragestellung wünschenswert gewesen. Insgesamt hätte es 
meiner Arbeitsweise vermutlich geholfen – trotz zahlreicher hilfreicher Konsulta
tionen bei meinen Betreuenden und fruchtbaren Gesprächen mit Kommiliton:innen 
– in einen Kolloqiumskontext eingebunden zu sein.

Auf die nun zurückliegenden Monate der ersten Gehversuche in der Forschung 
blickend – kann ich behaupten viel gelernt zu haben – etwas, was ohne den offenen 
Menschen, die mir einen Einblick in ihre Arbeit erlaubt haben oder den Menschen, 
die mich dabei unterstützt haben, nicht möglich gewesen wäre.
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Anhang

Dateien auf der CD

Leitfäden
·	 I1_Leitfaden_Schöttle.docx

·	 I3_Leitfaden_Rehders.docx

·	 I4_Leitfaden_Zienteck_Tuschoff_BIM.docx

·	 I5_Leitfaden_Schmidt.docx

Audiorekorder-Aufnahmen
·	 I1_Audio_Schöttle.mp3

·	 I2_Audio_Gothe.mp3

·	 I3_Audio_Rehders.m4a

·	 I5_Audio_Schmidt.mp3

Transkipte
·	 I1_171214_Transkription_Schöttle.pdf

·	 I2_171128_Transkription_Gothe.pdf

·	 I3_171201_Transkription_Rehders.pdf

·	 I4_180111_Protokoll_BIM_(freigegeben).pdf

·	 I5_180126 _Transkription_Schmidt.pdf

Codierungstabellen
·	 I1_Codierung_Schoettle.docx

·	 I2_Codierung_Gothe

·	 I3_Codierung_Rehders.docx

·	 I4_Codierung_BIM.docx

·	 I5_Codierung_Schmidt.docx

Dokument
·	 BA_Haus_der_Statistik_final.pdf
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